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Von unten aus fotografierte Objek-
te erscheinen größer, machtvol-
ler, mitunter bedrohlicher. Was 
die Fotografie als »Untersicht« be-
zeichnet, beschreibt im Politischen 
ziemlich genau unsere Sicht der 
Dinge. Dann meint diese Unter-
sicht den Blick derer, die nicht in 
den oberen Chefetagen an den He-
beln der Macht sitzen, die aber mit 
dem dort Entschiedenen und nach 
unten Durchgestellten konfron-
tiert sind – die Untersicht der Un-
terschicht also. In der Debatte um 
die Erhöhung der Parkgebühren 
nehmen wir die Perspektive de-
rer ein, die im Alltag mit den Fol-

gen von Klimawandel und Luftver-
schmutzung konfrontiert sind, die 
im Kleinen nach der Reduktion des 
motorisierten Individualverkehrs 
rufen, weil sie sich im Großen ohn-
mächtig Megakonzernen gegen-
übersehen, die die Ressourcen un-
serer Erde verballern. 

Wir sehen aber auch die Pers-
pektive derer, die das Auto brau-
chen, weil die eigene Kraft für den 
Wocheneinkauf per Bahn nicht 
reicht, von im Pflegedienst Täti-
gen, von Familien, die die Nutzung 
von Bus und Bahn kaum in den All-
tag integrieren können. Perspek-
tive von unten meint auch, nach 

zugänglichen öffentlichen Toilet-
ten und dem Vorhandensein etwa 
von Damenhygieneprodukten zu 
fragen –  während in einer immer 
mehr kommerzialisierten Stadt 
selbst die Notdurft zahlungspflich-
tig ist. Es meint, für den Erhalt von 
Proberäumen zu kämpfen, wenn 
einem Vermieter das Einzelschick-
sal von 150 Bands egal ist. Und na-
türlich meint die Perspektive von 
unten auch den Blick auf sozia-
le Projekte im Bereich Gleichstel-
lung, die beinahe eingestampft 
worden wären. Diese Ausgabe wid-
met sich genau dieser Perspektive 
von unten. Thomas Feske

Von unten betrachtet

Der dreiseitige Obelisk in Nickern 
wurde 1920 zur Erinnerung an 
die 18 Gefallenen aus Dresden- 
Nickern im Ersten Weltkrieg auf-
gestellt. 1945 wurde er nach der 

Zerstörung Dresdens den Opfern der Luftan-
griffe auf Dresden neu gewidmet. In den letz-
ten Jahren wird kontrovers diskutiert, wie im 
öffentlichen Raum an die Geschehnisse des 
13.  Februar erinnert werden soll. Zudem wur-
de der Obelisk zunehmend zum Ziel rechter 
Gedenkkultur, an dem jährlich zum 13.  Fe-
bruar rechte Gruppierungen ihre eigene In-
terpretation von der »Bombardierung der 
unschuldigen Stadt« propagieren. Die Frakti-
onen von LINKE, SPD und Grünen haben be-
reits 2016 einen Antrag eingebracht, um den 
Obelisken umgestalten zu lassen. Stadträtin 
Margot Gaitzsch ist an diesem Prozess beteili-
gt und berichtet über den gegenwärtigen Aus-
tausch mit der Verwaltung und den anderen 
Fraktionen. » Seite 4

Als LINKE versuchen wir die Perspektive von unten 
einzunehmen – nicht um uns vor »denen da oben«  
zu ängstigen, sondern um ihr Handeln zu bewerten.

ANTIFASCHISMUS

Umgestaltung des 
Obelisken in Nickern

 Gemeinsam 
 aus der Krise 

Ausgabe

 Die Corona-Pandemie ist für alle herausfordernd – Einsamkeit, Distanz 
 und finanzielle Unsicherheit prägen das gesellschaftliche Leben. 
 Bleiben wir solidarisch, rücksichtsvoll und hilfsbereit gegenüber 
 unseren Mitmenschen. » Seite 3 
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Vor kurzem wandte sich eine engagierte 
Bürger:in in der Geflüchtetenhilfe in ei-
nem Brief an die Frakion DIE LINKE. Das 
Problem: Ein palästinensischer Junge, 
der seit fünf Jahren an einer Schule un-
terrichtet wird, kann immer noch nicht 
lesen und schreiben. Ein Versagen des 
Bildungssystems? An dieser Stelle wird 
ein Auszug aus dem Brief veröffentlicht.

»[…] Salim* geht seit fünf Jahren in 
die Grundschule, kann aber immer 
noch nicht lesen. Er geht in die 4. Klas-
se (1. Klasse wiederholt). In seiner Klas-
se haben 70 Prozent der Kinder Migra-
tionshintergrund. Er hat mit Sicherheit 
eine Legasthenie, denn in Mathe ist er 
sehr gut, Kopfrechnen ist kein Problem. 
Es gibt keinen vernünftigen Test für Le-
gasthenie, der bei Kindern angewendet 
werden kann, die nicht Deutsch als Mut-
tersprache haben. In der Schule gibt es 
drei Legasthenie-Klassen, in die kein 
einziges Kind mit einem Migrationshin-
tergrund geht. Der Klassenlehrer ist im 
Rahmen seiner Möglichkeiten sehr en-
gagiert, aber die Schulleitung ignoriert 
die Probleme. […] Salim ist weit davon 
entfernt, einen Text sinnverstehend zu 
lesen. Circa einmal Woche bin ich in der 
Familie und übe mit ihm oder lese vor. 

Die erneute Schulschließung über 
viele Wochen ist für ihn eine weitere 
Katastrophe, denn er kann nicht allei-
ne lernen, denn er kann ja die Aufga-

Anlässlich des 350. Todestages von Hein-
rich Schütz plant Dresden ein Festjahr 
zu Ehren des ersten deutschen Kompo-
nisten von europäischem Rang. Es soll 
in Hinblick auf seinen Geburtstag am 

8.  Oktober beginnen und im kommenden Jahr zu sei-
nem Todestag am 6. November enden.

Im Zentrum soll ein großangelegter Konzertzyklus 
stehen, bei dem unter anderem der Dresdner Kreuz-
chor, der Dresdner Kammerchor, die Cappella Sagitta-
riana, AuditivVokal, die Serkowitzer Volksoper sowie 
Schüler:innen des Heinrich-Schütz-Konservatoriums 
Dresden gemeinsam musizieren werden. Als promi-
nentester Vertreter des Frühbarocks prägte Heinrich 
Schütz wie kein anderer die Musiker generationen 
nach ihm. Seine Werke waren beeinflusst vom Drei-
ßigjährigen Krieg, mehreren Pestepidemien und so-
zialen Umwälzungen. Dadurch kam im frühen 17. 
Jahrhundert das kulturelle Leben in Europa fast 
vollständig zum Erliegen. Geboren in Köstritz, lebte 

Schütz von 1617 bis 1657 in Dresden, unter anderem 
am Neumarkt 12, wo noch heute eine Gedenktafel an 
ihn erinnert. Kurfürst Johann Georg I. hatte ihn für 
die Leitung der Hofkapelle engagiert, die er zunächst 
nur stellvertretend ausübte.

Erst nach dem Tod von Michael Praetorius 1621 
wurde Heinrich Schütz alleiniger Kapellmeister am 
sächsischen Hof und hatte diese Funktion bis zu sei-
nem Lebensende inne. Die Dresdner Hofkapelle hat-
te aufgrund der angespannten politischen und wirt-
schaftlichen Lage große Schwierigkeiten mit der 
Versorgung und Bezahlung der Musiker, sodass auch 
Heinrich Schütz sich immer wieder Beschäftigungen 
außerhalb Dresdens suchen musste. Er starb im hohen 
Alter von 87 Jahren und wurde in der alten Frauenkir-
che beigesetzt. Sein Grab ging im Zuge des Abrisses 
im Jahr 1727 verloren. Heute erinnert ein Gedenkband 
im Fußboden der wiederaufgebauten Frauenkirche an 
den Dresdner Ausnahmekomponisten.

 Anne Holowenko

Eine enorme  
Fehl entwicklung
Struktureller Rassismus im Bildungssystem

Wenn Schüler:innen in der Schule scheitern, werden die schnell »weitergereicht«.  
Das muss nicht geschehen, wenn sie seitens der Schule richtig gefördert werden.

Porträt des Komponisten Heinrich Schütz (1585–1672)

SCHÜTZ.22

Europäisches Festjahr

benstellung auch für Mathe nicht lesen. 
Die Mutter spricht kein Deutsch, der Va-
ter nur ganz wenig, sie können ihn also 
auch nicht unterstützen. […]

Ich finde, es ist ein Skandal, dass ein 
Kind fünf Jahre in die Schule geht und 
nicht einmal einigermaßen lesen ge-
lernt hat. Oder bleibt nur Förderschule?«

Leider ist dieser Bericht kein Einzel-
fall. Trotz der Unterstützung einer Ehren-

amtlerin, ist es nicht gelungen, einen Jun-
gen so zu unterstützen, wie es notwendig 
wäre. Alle Gespräche mit Lehrer:innen, 
Schulleiter:innen und Schulverwal-
tungsamt zeigen auf, welche enorme 
Fehlentwicklung es in Dresden gibt:

1. Die Zahl der funktionalen Analpha-
beten in der 5. Klasse der Oberschulen 
nimmt stetig zu. Bis zu 20 Prozent kön-
nen Textinhalte in ihren Zusammenhän-
gen nicht erfassen.

2. Wenn ein Kind an der Schule schei-
tert, dann wird es sehr schnell auf eine 
andere Schule »weitergereicht«. Am En-
de stehen die Förderschulen.

3. An der Robinsonschule – einer 
Schule für Kinder mit einer geistigen Ein-
schränkung – lernen viele Kinder aus Fa-
milien mit Migrationshintergrund; ihr 
Anteil beträgt 63 Prozent. An den ande-
ren Förderschulen für Kinder mit Ler-
neinschränkung und Förderbedarf im 
sozialen bzw. emotionalen Bedarf sieht 
es nicht grundsätzlich anders aus. Dabei 

müsste der größte Teil der Kinder nicht 
hier sein, wenn sie zügig deutsch lernen 
können oder auf ihre individuellen Lern-
schwierigkeiten eingegangen wird.

Das lässt nur eine Schlussfolgerung 
zu: Das Bildungssystem hat an dieser 
Stelle total versagt. Die Kinder, die oft 
eine lange Zeit der Flucht hinter sich 
haben, traumatische Erfahrungen mit 
Krieg, Gewalt und Not gemacht ha-
ben, werden im Stich gelassen. Sie wer-
den systematisch als behindert einge-
stuft, obwohl das nicht die Ursache für 
Lerndefizite ist. Das ist für mich struk-
tureller Rassismus, verantwortlich ist 
dafür das Landesamt für Schule und 
Bildung und das Kultusministerium. 
Aber auch wir als Stadt müssen etwas 
unternehmen.

Während in anderen Bundesländern 
die Zahl der Förderschulen stetig sinkt, 
schlägt uns der Bildungsbürgermeis-
ter als Lösung vor, eine weitere Förder-
schule zu bauen. Dem kann DIE LINKE 
nicht zustimmen. Anja Apel

*Name von der Redaktion geändert

Wir als Stadt 
müssen etwas 
unternehmen.
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Die Corona-Pandemie ist derzeit wohl das meistdiskutierte gesellschaftliche Thema. 
Der Dresdner Stadtrat debattierte in einer Aktuellen Stunde über deren Auswirkungen. 
Wir dokumentieren die Rede des LINKE-Fraktionsvorsitzenden André Schollbach.

»Herr Oberbürgermeister, meine Damen 
und Herren, werte Gäste,

die gegenwärtige Lage ist ernst und 
herausfordernd, und zwar sowohl für 
jeden einzelnen Menschen, als auch für 
unsere gesamte Gesellschaft. Nicht we-
nige Menschen leiden unter Einsamkeit. 
Sie sehnen sich danach, endlich ihre An-
gehörigen, Bekannten und Freunde wie-
derzusehen. Gemeinsam etwas zu unter-
nehmen, miteinander zu lachen, sich in 
den Arm zu nehmen, ganz einfach: End-
lich wieder einander nah zu sein.

Nicht wenige Menschen sind in Trau-
er, weil sie ihre Lieben an das Virus ver-
loren haben. Nicht wenige Menschen 
sind verzweifelt angesichts ihrer wirt-
schaftlichen Lage, der Ungewissheit, 
wie lange die Einschränkungen noch 
dauern und was danach kommen mag.

Auch und gerade für Familien mit 
Kindern stellt die aktuelle Situation ei-
ne große Belastung dar. Homeoffice, pa-

Solidarität statt Egoismus

rallel dazu Kinderbetreuung und die 
Bewältigung des ohnehin anspruchs-
vollen Alltags bringen die betroffenen 
Eltern vielfach an die Belastungsgren-
ze. Auch im 21. Jahrhundert bleiben 
leider die zusätzlichen Lasten immer 
noch allzu oft an den Frauen hängen: 
Von der Verteilung der Hausarbeit bis 
hin zu den beträchtlichen Gehaltsun-
terschieden zwischen Frauen und Män-
nern bestehen nach wie vor große Un-
gerechtigkeiten, die dringend beseitigt 
werden müssen.

Die Regierung hat in den vergange-
nen Monaten weitreichende Entschei-
dungen getroffen, um die Ausbreitung 
von Corona einzudämmen, um die Ge-
sundheit der Menschen zu schützen, um 
Leben zu retten. In unserer Demokra-
tie hat selbstverständlich jeder Mensch 
das Recht, die Regierung dafür öffent-
lich zu kritisieren, deren Handeln zu 
hinterfragen und vermeintliche oder 

tatsächliche Fehlentscheidungen anzu-
prangern. Aber jede Demokratin und je-
der Demokrat, der demonstriert, kriti-
siert und seine Meinung zum Ausdruck 
bringt, trägt dabei auch eine Verantwor-
tung für sein Handeln. Wer Seit’ an Seit’ 
mit der extremen Rechten marschiert, 
wer sich mit Leugnern der Pandemie ge-
mein macht, wer grundlegende natur-

wissenschaftliche Erkenntnisse negiert 
und Fakten ignoriert und wer – wohlge-
merkt in Ausübung seiner Grundrech-
te – allen Ernstes für sich eine Rolle in 
Anspruch nimmt, die jener der Wider-
standskämpfer gegen die Nazibarbarei 
gleichkommt, der wird dieser Verant-
wortung nicht gerecht und stellt sich 
selbst ins gesellschaftliche Abseits.

Demgegenüber gibt es aber durchaus 
grundlegende gesellschaftliche Proble-
me, die jetzt in der Pandemie wie unter 
einem Brennglas sichtbar werden und 
dringend einer ernsthaften Debatte be-
dürfen: Bundesweit wurden Pflegehei-
me und Krankenhäuser jahrelang auf 
die Erzielung möglichst hoher Gewinne 
getrimmt. Gesundheit wurde zur Ware 
degradiert. Wir von der LINKEN vertre-
ten den Standpunkt, dass auch und ge-
rade im Gesundheitswesen der Mensch 
im Mittelpunkt stehen muss und nicht 
die Dicke seines Geldbeutels.

Im vergangenen Frühjahr wurden 
einmal mehr die zum Teil verheerenden 
Konsequenzen der Globalisierung deut-
lich, als es auch im reichen Deutschland 
einen Mangel an wichtigen Medizin-
produkten gab, weil deren Produkti-
on am anderen Ende der Welt konzent-
riert ist. Wir von der LINKEN sind der 
Auffassung, dass die regionalen Wirt-
schaftskreisläufe gestärkt werden müs-
sen. Das wäre im Übrigen auch deutlich 
nachhaltiger und umweltfreundlicher, 
als ständig riesige Warenmengen rund 
um den Globus zu schicken.

Ich will mich noch einem anderen 
Punkt zuwenden: In diesen Tagen wird 
verstärkt über Freiheit und deren Ein-
schränkung diskutiert. Das ist zunächst 
einmal legitim. Aber jener Freiheitsbe-
griff, der in diesen Diskussionen im-
mer wieder vertreten wird, lässt mich 
erschaudern. Denn was bitte ist es für 
eine Form von Freiheit, die keinerlei 
Rücksicht nimmt auf andere Menschen. 
Auf Kranke. Auf Alte. Auf Schwache? 
Was bitte ist es für eine Form von Frei-
heit, der Werte wie Mitmenschlichkeit 
und Solidarität fremd sind? Was bitte ist 
es für eine Form von Freiheit, in der nur 
das eigene Ich und die eigene grenzenlo-
se Selbstverwirklichung zählen – selbst 
auf die Gefahr hin, dass dies auf Kosten 
der Gesundheit oder gar des Lebens an-
derer Menschen geht? Es ist eine vul-
gäre und zutiefst egoistische Form der 
Freiheit.

Treten wir derartigen Positionen ent-
schlossen entgegen und streiten wir ge-
meinsam für jene Werte, die erfreuli-
cherweise von vielen Menschen geteilt 
und gelebt werden. Werte, wie Solidari-
tät, Hilfsbereitschaft, Rücksichtnahme 
und Gemeinschaftssinn.«  

»Der Mensch 
steht im 
Mittelpunkt –  
nicht die 
Dicke seines 
Geldbeutels.«
André Schollbach

RATSSITZUNG 3

Mitmenschlichkeit, Solidarität und Rücksichtnahme sollten das Gebot der Stunde sein, anstatt zu verunsichern, Misstrauen zu sähen 
und die Mitmenschen bewusst zu gefährden.
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Vor diesem Hintergrund entstand 
ein Antrag, den DIE LINKE gemein-
sam mit SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen in den Stadtrat einbrachte und der 

Der dreiseitige Obelisk steht zentral in 
Altnickern, in der Nähe des ansässigen 
Bäckers. Deshalb wird er wohl von vie-
len Menschen – mehr oder weniger be-
wusst – wahrgenommen. 1945 – 13.  Feb-
ruar ist auf jeder der drei Seiten zu lesen. 
Darunter finden sich auf zwei Seiten In-
schriften: »Wir gedenken der Opfer des 
anglo-amerikanischen Bombenterrors« 
sowie »Dass sie nicht sinnlos in ihren 
Gräbern ruhn, liegt nur an unserm Wil-
len, unserm Tun.« 

Für Neonazis ist dieser Obelisk mitt-
lerweile zum Wallfahrtsort geworden. 
Die Inschriften passen zu ihrer Inter-
pretation der Luftangriffe von engli-
schen und amerikanischen Bombern 
vom 13. bis 15. Februar als »anglo-ame-
rikanischer Bombenterror«. Das zweite 
Zitat zierte sogar eines der Transparen-
te, die sie in diesem Jahr bei ihrer Ge-
denkkundgebung mit sich führten. Dem 
sinnlosen Sterben am 13. bis 15.  Febru-
ar 1945 soll also im Nachhinein irgend-
ein Sinn zugesprochen werden. 

Diese Inschriften, losgelöst vom Zwei-
ten Weltkrieg, losgelöst vom faschisti-
schen Völkermord an sechs Millionen 
Jüdinnen und Juden, losgelöst von der 
deutschen Verantwortung für circa 60 
Millionen Tote weltweit, lassen zu viel 
Spieleraum für Missbrauch, der in ei-
nem Massenaufmarsch von Neonazis 
im Jahr 2016 gipfelte. 

Kein Obelisk für Nazis
Bereits 2016 reichte die Fraktion DIE LINKE gemeinsam mit SPD und Grünen einen Antrag  
zur Umgestaltung des Obelisken in Nickern ein. Seit Anfang dieses Jahres bewegt sich etwas.

che Schulsport zum Beispiel und die damit verknüpfte 
gemeinsame Nutzung von Umkleidekabinen sind eine 
Herausforderung. Nicht selten verzichten Jugendliche 
und Erwachsende zum Beispiel darauf schwimmen zu 
gehen, weil die zwingende Relevanz einer Geschlecht-
lichkeit, der sie nicht angehören und das Anstarren, 
Mustern und Kommentieren in Badekleidung diskri-
minierend ist.

In verschiedenen Städten in Deutschland gibt es in 
den Schwimmbädern bereits Angebote nur für trans*- 
und inter*geschlechtliche Menschen. So zum Beispiel 
in Köln, Berlin und Göttingen. Awareness-Konzep-
te mit Regelungen für einen respektvollen und rück-
sichtvollen Umgang miteinander, Ansprechpersonen 
als Unterstützung oder das Fehlen der geschlechtli-
chen Zuschreibungen an den Umkleiden sollen dazu 
verhelfen, einen geschützten Raum für Menschen zu 
schaffen, die ein reguläres Angebot kaum nutzen wür-
den. Eine schöne Idee, die sicher auch für Dresden in-
teressant ist.  Leo Lentz

GLEICHSTELLUNG

Mehr queere Schutzräume – 
auch in Dresden

vember 2017 Variantenvorschläge für 
die Umgestaltung zur Entscheidung vor-
legen. Von der AG »13. Februar« wurde 
ein Vorschlag erarbeitet. Aber dann lag 
die Arbeit still und die Zeit verging. 

Zwischenzeitlich legten Menschen 
Hand an den Obelisken und äußerten so 
ihren Unmut über dessen Inhalt. Endlich, 
am 12. Januar 2021, legte die Verwaltung 
einen konkreten Gestaltungsvorschlag 
im Kulturausschuss vor. Grundidee 
ist nun, auf einer Tafel, die dem Obelis-
ken beigestellt wird, die Entstehungsge-
schichte des Obelisken sowie eine histo-
rische Einordnung des Geschehens um 
den 13. Februar 1945 aufzuschreiben.

Eine Gruppe aus Vertretern von LIN-
KEN, Grünen, SPD, CDU, FDP und einem 
sachkundigen Bürger übernahm die 
Überarbeitung des von der Verwaltung 
vorgeschlagenen Textes. Bis jetzt ist er 
noch nicht wirklich zufriedenstellend. 
Zum einen werden vor allem jugendli-
che Betrachter nicht richtig in die Ge-
schichte eingeführt und zum anderen 
erreicht der Text noch nicht das Ziel, 
den Nazis diesen Stein als Pilgerort zu 
entziehen. Bis zur Vorlage am 3. März 
im Ortsbeirat Prohlis steht noch viel Ar-
beit an. Margot Gaitzsch

n Wer konkrete Vorschläge hat, kann diese 
gern an margot.gaitzsch@stadtrat.dresden.de 
schicken.

am 3.  November 2016 vom Stadtrat be-
schlossen wurde. Darin wird der Ober-
bürgermeister beauftragt, »das Areal 
mit dem Gedenkstein so zu gestalten, 
dass sowohl die Erinnerung an die To-
ten der beiden Weltkriege als auch die 
kritische Auseinandersetzung mit den 
Ursachen für Krieg und Vernichtung 
ermöglicht wird.« Die AG »13. Februar« 
sollte dem Ortsbeirat Prohlis, dem Aus-
schuss für Kultur und Tourismus sowie 
dem Stadtrat unter Einbeziehung sach-
kundiger Bürger:innen bis zum 30. No-

Vielleicht bald auch in Dresden: Geschützte Räume, als 
Möglichkeit trans*- und inter*geschlechtliche Menschen 
vor Diskriminierung zu schützen

Acht von zehn befragten Jugendlichen be-
richten in der Studie des Deutschen Ju-
gendinstitut »Coming Out – und dann …?!« 
mindestens einmal Diskriminierung auf-
grund ihrer sexuellen Orientierung oder 

geschlechtlichen Identität erlebt zu haben. Trans*- und 
gender*diverse Jugendliche sind dabei noch häufiger 
betroffen. 

Auch aus der Studie der LAG Queeres Netzwerk 
Sachsen geht hervor, dass LGBTIQ*-Personen über-
durchschnittlich häufig von Diskriminierung und Ge-
walt betroffen sind. Diese findet in der Schule, in der 
Familie, auf Arbeit, im öffentlichen Raum, im Internet 
oder in Vereinen statt.

Bei Sport- und Freizeitangeboten erleben trans*- und 
inter*geschlechtliche Menschen durch ihre Identität 
Ausgrenzung und Diskriminierung. Stigmatisierung 
und gesellschaftliche Normen führen dazu, dass Kin-
der und Jugendliche, aber auch Erwachsene bestimm-
te Angebote nicht wahrnehmen. Der zweigeschlechtli-

Ziel ist es, Nazis 
diesen Stein 
als Pilger ort zu 
entziehen.

Stadträtin Margot Gaitzsch nimmt an der virtuellen Menschenkette teil,  
hier fotografiert am Obelisken in Nickern.



Deutschland zerfällt in zwei neue 
»Klassen«: Diejenigen, die meinen, 
unsere Gesellschaft werde im Mo-
ment am meisten durch einen Vi-
rus bedroht und diejenigen, die 
überzeugt sind, die Bedrohung gin-
ge eher vom Lockdown als vom Vi-
rus aus. Unversöhnlich stehen sie 
sich gegenüber, auch in der LIN-
KEN. Und ja, die letzteren gehören 
meist zu denjenigen, die der Lock-
down in finanzielle Ungewissheit 
gestürzt hat, die ersteren oft zu 
denen, die keine Einkommensein-
bußen haben. Das Sein bestimmt 
eben das Bewusstsein. Doch sind 
es wirklich Virus und Lockdown, 
die Existenzangst in Einzelhan-
dels-, Gastronomie-, Kultur- und 
Dienstleistungsbetrieben verursa-
chen? Wo steht geschrieben, dass 

diese Branchen allein die wirt-
schaftlichen Risiken und Schäden 
der »Auszeit« tragen müssen, ab-
gemildert höchstens durch Staats-
hilfen, die unzureichend sind und 
für viele auch zu spät kommen? 
Wieso erhalten sie nicht neben 
den Fixkosten auch noch ein Ersat-
zeinkommen und eine Bestandsga-
rantie? Schließlich werden Läden, 
Kneipen, Cafés, Kosmetik- und Fit-
ness- Studios, Veranstaltungs- und 
Kulturbetriebe ja danach wieder 
gebraucht. Welchen Sinn hat es, 
dass die einen jetzt Insolvenz an-
melden und die nächsten danach 
das Geschäft übernehmen, die Be-
schäftigten zwischenzeitlich ar-
beitslos werden?

Ich weiß, diese Fragen passen 
nicht zu einer Wirtschaftsordnung, 

die »systemrelevante« Banken mit 
Milliarden rettet, diejenigen, die 
unseren Alltag verschönern, hin-
gegen den Risiken des »freien 
Marktes« in voller Härte aussetzt. 
Es wäre doch aber vorstellbar, dass 
es ganz anders läuft: Dass alle im 
Land Opfer bringen müssten, ein 
Lastenausgleich aber dafür sorgt, 
dass niemand Angst vor der Zu-
kunft oder dem Ende des eigenen 
Lebenstraums haben muss. Und 
diejenigen, die derzeit besonders 
viel leisten, bekommen das mit 
mehr als Beifall honoriert. Viel-
leicht wäre es besser, DIE LINKE 
würde für eine solche Idee kämp-
fen als sich am unsinnigen »Coro-
na-(Klassen-)kampf«, Lockerung 
versus Verschärfung zu beteiligen

 Jens Matthis

Virus und Klassenkampf

Diese Ausgabe unserer Zeitung ist 
ein wenig dicker als gewohnt, da 
wir den sächsischen Bundestag-
sabgeordneten Gelegenheit gege-
ben haben, eine Bilanz ihrer par-

lamentarischen Arbeit zu ziehen. So setzte sich 
André Hahn dafür ein, dass rechtsextreme Netz-
werke in Bundeswehr und Polizei nicht länger 
geleugnet werden können. Sören Pellmann 
streitet für einen inklusiven Arbeitsmarkt und 
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention. Katja Kipping sind die Themen Kinder-
grundsicherung, Kampf gegen Hartz-IV sowie 
die solidarische Bewältigung der Coronakrise 
eine Herzensangelegenheit, während Caren 
Lay über ihre Initiativen für einen Neustart des 
sozialen Wohnungsbaus berichtet. Michael Leu-
tert, rückt als langjähriger Haushalts- und Fi-
nanzpolitiker jene Entwicklungsländer in den 
Fokus, die vom Corona-Virus besonders schwer 
betroffen sind und Sabine Zimmermann macht 
sich als Gewerkschafterin für eine Stärkung 
der Tarifbindung und eine deutliche Erhöhung 
des Mindestlohns stark.  Uwe Schaarschmidt

Das Sein bestimmt das Bewusstsein. 
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»Jede Blutspende 
rettet Leben  
und ist darum  
auch wichtig.« 
Sarah Buddeberg
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 Wem steht was  
 zu? Und warum? 
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Um den Jahreswechsel erschien im »Spiegel« ein lan-
ges Interview mit Hubertus Heil, in dem er verschie-
dene Hartz IV-Reformen ankündigte. Einige stehen 
auch dringend an, da das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Sanktionsurteil einige Reglungen im SGB II 
für verfassungswidrig erklärt hat. Die Ankündigung 
und die sozialpolitische Debatte, die sie ausgelöst hat, 
begrüße ich. Nun rennt allerdings die Zeit. Ein Gesetz 
muss beraten werden, Sachverständige sollten ange-
hört werden, damit es nicht zu Pannen und Rechtsun-
sicherheiten für die Betroffenen kommt. Dafür stehen 
nur noch wenige Sitzungswochen zur Verfügung. Da 
Entwürfe des Gesetzentwurfs auch schon inoffiziell 
kursieren, hatte meine Fraktion im Ausschuss für Ar-
beit und Soziales des Bundestags beim Bundesminis-
terium um Berichterstattung über den Stand und den 
Zeitplan für das sogenannte Elfte Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge-
setze gebeten.

Ernst oder Vorwahlkampf?

Nach dem die Abgeordneten aller Parteien in der Aus-
schusssitzung vom 10. Februar reihum Fragen an die 
Parlamentarische Staatssekretärin gestellt hatten, er-
hielten sie eine erstaunliche Auskunft. Sie lautete sinn-
gemäß: Schön, dass sie so aufmerksam die Interviews 
des Ministers lesen. Bisher liegt kein abgestimmter Re-
ferentenentwurf vor, deswegen kann ich ihnen nichts 
weiter sagen. Einen Zeitplan kann ich ihnen auch nicht 
nennen. Zwar steht der Gesetzentwurf in der Kabinetts-
zeitplanung, aber gerade verschiebt sich ja so vieles. 

Nun hat die CDU ja schon nach dem Interview des Mi-
nisters Blockade jeder Änderung an Hartz  IV ange-
kündigt. Die Aussagen der parlamentarischen Staats-
sekretärin nähren aber Zweifel bei mir, wie ernsthaft 
der Vorstoß des Ministers war. Hubertus Heil muss nun 
zeigen, ob er es Ernst meint, oder ob es sich bei seinem 
Einsatz für Hartz-IV-Betroffene nur um einen vorgezo-
genen Wahlkampf-Gag handelt. Katja Kipping

AKTUELLES2

Wer jeden Euro zweimal umdrehen muss, wird kaum Spaß 
an Wahlkampf-Gags haben.

Täglich werden in Deutschland rund 14.000 Blut-
spenden gebraucht – etwa für Blutkonserven und 
Medikamente aus Blutbestandteilen nach schwe-
ren Unfällen, bei größeren Operationen und zur 
Behandlung verschiedener Erkrankungen. Kurz: 
Um Leben zu retten! 

Als in den 1980er Jahren die HIV/AIDS-Pan-
demie aufkam und sich überwiegend Männer, 
die Sex mit Männern haben, mit dem Virus infi-
zierten, wurde die sogenannte Schwulenseuche 
auch für die Transfusionsmedizin relevant. Erste 
HIV-Infektionen durch Bluttransfusionen mach-
ten die lebensrettenden Spenden unsicher und 
zur Gefahr für Leib und Leben. Dass zwischen An-
steckung und Nachweisbarkeit des Virus bis zu 
drei Monate vergehen können – die diagnostische 
Lücke – macht die Sache nur komplizierter und 
homo sexuelle Männer wurden von der Blutspende 
ausgeschlossen. Die 80er sind vorbei, die Medizin 
hat sich weiterentwickelt und die diagnostische 
Lücke reduziert. Eine HIV-Infektion ist bereits 15 
Tage nach Ansteckung nachweisbar, mit einem 
Test, der auch bei Blutspenden obligatorisch einge-

setzt wird. Ebenso gewachsen sind die Rechte von 
lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans*, interge-
schlechtlichen und queeren Menschen (LSBTIQ*), 
auch wenn das einige noch nicht wahrhaben wol-
len. Da kam es nicht überraschend, dass der Euro-
päische Gerichtshof 2015 das pauschale Blutspen-
deverbot kippte und die Bundesärztekammer ihre 
Richtlinien anpassen musste. 

Längst nicht mehr  
verhältnismäßig
Dennoch sind homosexuelle Männer immer noch 
von der Blutspende ausgeschlossen: Nur wer ein 
ganzes Jahr auf sexuellen Kontakt verzichtet, darf 
Blut spenden. Ganz gleich, ob der Sex in einer mo-
nogamen Beziehung zwischen Eheleuten stattfin-
det, mit Kondom oder Medikamente zum Verhin-
dern einer HIV-Infektion eingenommen werden 
und Spender regelmäßig ihre sexuelle Gesund-
heit untersuchen lassen. Unabhängig davon, ob je-
mand schwul oder hetero, lesbisch, bi, trans*, in-
ter oder queer ist, ist vielmehr das individuelle 
Risiko ausschlaggebend, dem sich die potentiellen 
Spender*innen aussetzen. Und wenn die diagnos-
tische Lücke so enorm verkürzt werden konnte, 
ist es nicht verhältnismäßig, Menschen ein ganzes 
Jahr von der Blutspende auszuschließen. Blutspen-
den bleiben auch weiterhin sicher und sie werden 
dringend gebraucht. Queeres Blut ist wie jedes an-
dere auch. Warum soll es also nicht auch Leben ret-
ten dürfen? Dafür kämpfen wir und haben deshalb 
einen Antrag in den Sächsischen Landtag einge-
bracht (Drs. 7/5356). Sarah Buddeberg

Die 80er  
sind vorbei
Queeres Blut ist wie jedes andere auch. Warum soll 
es also nicht auch Leben retten dürfen? Ein Gesetz 
verbietet das bisher.

Das eine Blut ist wie das andere. Das längst überflüssige Spendeverbot gehört abgeschafft.

Die SPD 
beim Wort 
nehmen
Minister Heil muss zeigen, 
ob er es ernst mit der von 
ihm angekündigten Hartz-IV- 
 Reform meint

Homosexuelle 
Männer sind 
noch immer von 
der Blutspende 
ausgeschlossen.
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Es geht nicht um Gnade auf Antrag, sondern um Soziale Rechte.

Ein Plädoyer für eine komplette Reform des deutschen Sozialsystems.
Das deutsche öffentliche Sozialsystem 
ist mangelhaft, repressiv, bürokratisch. 
Es ist nicht in der Lage, Armut und sozia-
le Ungerechtigkeiten zu beheben. Es hat 
drei Bereiche:

Zum infrastrukturellen bzw. dienst-
leistenden Bereich gehören zum Beispiel 
Krankenhäuser, Kindertagesstätten, Be-
ratungs- und Unterstützungsleistungen. 
Diese sind steuer- bzw. beitragsfinan-
ziert. Sie sind personell und strukturell 
ungenügend ausgestattet. Es gibt nur 
geringe Einflussmöglichkeiten der Nut-
zer:innen auf die konkrete Ausgestal-
tung der Angebote. 

Zu den monetären Sozialversiche-
rungsleistungen gehören Geldleistun-
gen wie Arbeitslosengeld, Krankengeld, 
Rente. Diese werden beitragsfinanziert 
und aus Steuermitteln bezuschusst. 
Dieses System grenzt viele aus, repro-
duziert soziale Ungleichheiten des Ar-
beitsmarktes und zwischen den Ge-
schlechtern. Es schützt nicht vor Armut. 
Die »Selbstverwaltung« dieser Leis-
tungssysteme ist undemokratisch.

Zu den monetären Sozialleistungen 
gehören Grundsicherungsleistungen 
(Hartz IV, Hilfe zum Lebensunterhalt 
und Grundsicherung im Alter und bei 

Projekt Universelles 
Sozialsystem 

Erwerbsminderung), Wohngeld, BAföG, 
Sonderleistungen für Menschen mit Be-
hinderungen, Kindergeld, Kinderzu-
schlag usw. Sie sind steuerfinanziert 
und viel zu niedrig. Bedürftigkeitsge-
prüfte steuerfinanzierte Leistungen 
sind bürokratisch, repressiv und stig-
matisierend. 

Merkmale eines  
universellen öffentlichen 
Sozialsystems
1. Es ist universell im Sinne von nieman-
den nirgendwo niemals ausschließend, 
daher ein allen bedingungslos zuste-
hendes Recht. Universalität und Bedin-
gungslosigkeit sind zwei Seiten einer 
Medaille.

2. Es ist universell, weil es jeder und 
jedem die Existenz und gesellschaftli-
che Teilhabe sichert, unabhängig da-
von, ob der Einzelne wegen fehlender 
oder geringer Einkommen keine oder 
geringe Beiträge oder Steuern zur Fi-
nanzierung des Sozialsystems geleis-
tet hat. Es ist aber auch universell, weil 
alle Einkommen der Individuen zur Fi-
nanzierung des Sozialsystems herange-
zogen werden (außer soziale Leistungen 

selbst). Ein universelles Sozialsystem 
(rück-)verteilt von oben nach unten.

3. Ein universelles Sozialsystem 
steht im Gegensatz zu privatisierten 
oder dem Markt überlassenen Sozi-
alsystemen. Es ermöglicht selbstbe-
stimmtes Leben für alle und demokrati-
sche Gestaltung durch alle, in direkter 
(Räte, Selbstverwaltung) und indirek-
ter Form (Wahlen). 

4. Ein universelles Sozialsystem ist 
dekommodifizierend. Jedem Menschen 
ist die Existenz gesichert und gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglicht, ohne 
seine Arbeitskraft auf dem Markt feil-
bieten zu müssen. 

5. Ein universelle Sozialsystem si-
chert allen Menschen in bestimmten so-
zialen oder individuellen Lagen zeitwei-
lig oder dauerhaft Sonderbedarfe und 
Zusatzleistungen über das für alle glei-
che hinaus, zum Beispiel in Form ein-
kommens- und vermögensunabhängi-
ger Sonderleistungen für Menschen mit 
Behinderungen und chronischen Krank-
heiten, spezieller sozialpädagogischer 
Unterstützung, oder im Alter, Krank-
heitsfall und bei Erwerbslosigkeit ent-
sprechend vorheriger Einzahlung in das 
öffentliche Sozialsystem.  

Realisierung  
eines universellen  
Sozial systems 
Soziale Infrastrukturen und Dienst-
leistungen stehen allen gebührenfrei 
zu Verfügung – unabhängig davon, ob 
sie Beiträge oder Abgaben zur Finan-
zierung geleistet haben, vom sozialen 
Status oder einer Bedürftigkeitsprü-
fung. Sie werden im Rahmen der Bür-
ger- oder Erwerbslosenversicherung 
und durch zweckgebundene Abgaben 
von oben nach unten (rück-)verteilend 
finanziert. Menschen in besonderen in-
dividuellen und sozialen Lagen haben 
gesonderte Ansprüche. Die Sozialversi-
cherungszweige Kranken- bzw. Pflege-
versicherung und Rentenversicherung 
werden in Bürgerversicherungen um-
gewandelt. Zur Finanzierung werden 
alle Einkommen aller Menschen ver-
beitragt (außer Sozialleistungen). Die 

Arbeitslosenversicherung wird in eine 
Erwerbslosenversicherung für alle Er-
werbstätigen umgewandelt. Beitragsbe-
messungsgrenzen bei der Einzahlung in 
die Versicherung werden aufgehoben, 
Auszahlungen in der Höhe gedeckelt. 
Damit wird die (Re-)Produktion sozia-
ler Ungleichheiten eingedämmt und ei-
ne (Rück-)Umverteilung befördert. Die 
Geldleistungen dieser Versicherungen 
sind durch das Grundeinkommen ge-
sockelt. Dies schützt sicher vor Armut 
und Ausgrenzung im Alter, im Falle von 
Krankheit und Erwerbslosigkeit.

Grundsicherungen und andere mo-
netäre steuerfinanzierte Leistungen 
(BAföG, Kindergeld bzw. Kinderfreibe-
trag etc.) werden durch ein Grundein-
kommen ersetzt. Sonderleistungen und 
-ansprüche, etwa für Menschen mit Be-
hinderungen, bei Pflege oder bei ho-
hen Mieten (Wohngeld, ergänzt durch 
Mietendeckel) werden ausgebaut. Fi-
nanziert werden alle diese Leistungen 
durch zweckgebundene Abgaben (rück-)
verteilend von oben nach unten.

 Ronald Blaschke

Zum Autor
Ronald Blaschke ist Mit­
heraus  geber vieler Bücher 
und Autor zahlreicher Bei träge 
zum Sozial system und zum 
Bedingungslosen Grundein­
kommen. 

Soziale Dienst­
leistungen stehen 
allen gebührenfrei 
zu Verfügung
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Aus der jüngeren Geschichte der 
Menschheit wissen wir, dass nichts in 
der Menschheitsgeschichte zu mehr 
Katastrophen geführt hat, als diktatori-
sche Regime. Insbesondere in den letz-
ten Jahrhunderten hatte die Menschheit 
mit allen möglichen Arten von Völker-
morden zu kämpfen; unter anderem der 
Völkermord an den Armenier:innen, 
den Herero und Nama, der Shoa, den ko-
lonialen Völkermorden der Siedler:in-
nen gegen indigene Völker auf den bei-
den amerikanischen Kontinenten und 
die kolonialen Verbrechen auf dem afri-
kanischen Kontinent, sowie den vielen 
Massakern in der Region des Nahen Os-
tens, einschließlich Kurdistans. 

Am 29. Oktober 2009 wurde die 
zwölf-jährige Ceylan von einer Haubit-
ze der türkischen Armee getötet, als 
sie Schafe weidete. Am 9. Januar 2013 
wurden Sakine Cansız, Fidan Doğan 
und Leyla Şaylemez in Paris durch den 
türkischen Geheimdienst ermordet. 
Kader Ortakaya wurde im November 
2014 in den Kopf geschossen, als sie 
während der Belagerung des sog. Isla-
mischen Staats (IS) versuchte, nach Ko-
bane zu gelangen. Die junge Aktivis-
tin Dilek Doğan wurde am 18. Oktober 
2015 in ihrem Haus von der Polizei er-
mordet. Im Dezember 2015 wurde der 
Leichnam von Taybet Inan, einer von 
den türkischen Streitkräften getöte-
ten Zivilistin, während der Ausgangs-

Kein Fußbreit  
dem Femizid!
Von der medialen Öffentlichkeit weitgehend unbeachtet vollzieht sich in der Türkei 
Gewalt gegen Frauen in ungeahntem Ausmaß.

Für kurdische Frauen ist die Türkei kein sicheres Land.

Cuba Si informiert

sperre in Silopi bis zur Verwesung auf 
der Straße liegen gelassen. Am 4. Janu-
ar wurden die kurdischen Frauenak-
tivistinnen Seve Demir, Pakize Nayır 
und Fatma Uyar durch das Feuer der 
Armee in Silopi unter der Militärbela-
gerung massakriert. Am 12. Oktober 
2019 wurde die kur dische Frauenakti-
vistin und Politikerin Hevrin Xelef bei 
der Besatzungs-Operation »Friedens-
quelle« des türkischen Staates in Serê 
Kaniye (Ras al-Ain) in Nordsyrien von 
türkisch unterstützten islamistischen 
Kräften ermordet. Im Juni 2020 wur-
den drei kurdische Aktivistinnen des 
Frauen-Dachverbands Kongreya Star 
bei einem türkischen Drohnenangriff 
auf ein Haus im nordsyrischen Dorf He-
lince bei Kobane ermordet. Es gibt un-
zählige weitere Beispiele.

Gewalt gegen Frauen hat in der Tür-
kei um mehr als tausend Prozent zuge-
nommen. Vergewaltigungen werden zu-
nehmend normalisiert. Frauen werden 
systematisch von der politischen Sphä-
re ausgeschlossen (einschließlich ihrer 
Inhaftierung). Daneben werden die aka-
demische, künstlerische und berufliche 
Arbeit von Frauen kriminalisiert. Weil 
wir jeden Tag mit einem neuen Massa-
ker konfrontiert sind, bleiben unsere Er-
innerung und unsere Wut lebendig. Wir 
haben die Macht, die Täter zur Rechen-
schaft zu ziehen. Dafür haben wir genü-
gend Gründe und Beweise. 

Als Ortskomitee von Women Defend 
Rojava in Dresden unterstützen wir die 
aktuelle Unterschriftenkampagne der 

Kurdischen Frauenbewegung in Europa 
(TJK-E). Das Ziel der Kampagne ist eine 
Anklage des türkischen Diktators Recep 
Tayyip Erdoğan. Dafür sollen 100.000 
Unterschriften gesammelt werden. Wir 
fordern nicht nur Gerechtigkeit, son-
dern auch eine klare Haltung der demo-
kratischen Kräfte für ein Ende der femizi-
dalen AKP-Politik. Wir fordern, dass die 
außenpolitischen Beziehungen mit der 
Türkei unter Berücksichtigung der Situ-
ationen der Frauen, insbesondere Ver-
treter:innen von Minderheiten, neu aus-
gerichtet werden. Außerdem wollen wir 
mit unserer Kampagne einen Beitrag für 
eine offizielle Anerkennung von Femizid 
als Menschenrechtsverletzung leisten. 

 Women Defend Rojava Dresden

n Unterschreibt unsere Petition:  
www.100-reasons.org/petition

Gewalt gegen 
Frauen hat  
in der Türkei  
um mehr als  
tausend Prozent  
zugenommen. 

Während der 
Tagung des 
Parteivor-
standes am 

23.  Januar 2021 wurde ein wider-
sprüchlicher und programmwidriger 
Antrag 009, der AG »Emanzipierte 
Linke«, gegen die sozialistische In-
sel, ohne Gegenstimme, als Be-
schluss angenommen. Der Wortlaut: 
»Wir verurteilen die erneute Ver-
schärfung der US-Sanktionen, die 
Listung Kubas als ›Terrorstaat‹ und 
unterstützen die Kampagne und die 
Petition ›Für ein Ende der Blockade 
gegen Kuba!‹ ... Darüber hinaus tritt 

unsere Partei für die Fortsetzung 
des Dialogs mit kritischen Künst-
ler:innen und Aktivist*innen zur De-
mokratisierung der kubanischen Ge-
sellschaft ein, denn ›Für DIE LINKE 
gilt, Menschenrechte sind univer-
sell, sie gelten für jede*n überall‹.«
Es ist unverständlich, dass sich un-
sere Mandatsträger jetzt auch der 
immer wiederkehrenden Leier der 
angeblichen Verletzung von Men-
schenrechten und Demokratie das 
heißt den konterrevolutionären Me-
thoden des Westens für einen Re-
gime Change anschließen! Wusste 
eigentlich der Parteivorstand, dass 

Kuba im Oktober 2020 mit einer 
großen Anzahl von Stimmen in den 
Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen für die Amtszeit von 2021 
bis 2023 gewählt wurde? 
Wir, die Aktiven und Sympathi-
sant:innen der AG »Cuba Si« Dres-
den, die seit 30 Jahren soli darisch 
an der Seite des sozialistischen 
Kubas stehen, verurteilen die An-
nahme dieses Beschlusses. Wir 
fordern die Delegierten des Landes-
vorstandes Sachsen auf, für die 
Rücknahme dieses Beschlusses 
auf dem kom menden Parteitag zu 
kämpfen. Saludos solidarios!
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Über die Zukunft wird jetzt 
entschieden. Wir wollen 
eine Zukunft im Zeichen 
von Solidarität und sozi-
aler Gerechtigkeit, von 

Frieden und Klimagerechtigkeit. Wir 
wollen eine Wirtschaft, in der sich kei-
ne Beschäftigte und kein Beschäftigter 
zwischen dem Arbeitsplatz und der Zu-
kunft der eigenen Kinder und Enkel ent-
scheiden muss. Wir treten an, um neue 
Grundlagen zu schaffen: Mit einem neu-
en Normalarbeitsverhältnis, in dem 
die Arbeit für alle sinnvoll gestaltet 
wird, gut entlohnt, tariflich abgesichert 
ist, mit kürzeren Arbeitszeiten. Für ei-
nen erneuerten demokratischen Sozial-
staat, der gerecht finanziert ist und alle 
sicher vor Armut und sozialem Absturz 
schützt. Wir treten an, um ein neues 
Wohlstandsmodell durchzusetzen: die 

fundamentalen Dienstleistungen, die 
eine Gesellschaft tragen – Gesundheit, 
Pflege, Bildung, Erziehung, Wohnen, 
Nahverkehr, Energieversorgung –, sol-
len öffentlich und gemeinwohlorientiert 
organisiert und bedarfsgerecht ausge-
stattet werden. Menschen vor Profite. 
Das ist ein Beitrag zu einer erneuerten, 
starken Demokratie.«

So beginnt die Einleitung des vom 
Parteivorstand der LINKEN vorgeleg-
ten Entwurfes für die Bundestagswah-
len im September dieses Jahres. Ein Jahr, 
das wieder einmal ein so genanntes Su-
perwahljahr ist: Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Thüringen, Sachsen-Anhalt, Mecklen-
burg-Vorpommern, die Wahl zum Abge-
ordnetenhaus in Berlin, Kommunalwah-
len – und natürlich die Bundestagswahl 
am 26. September. Die Fraktion der 

LINKEN im Deutschen Bundestag hat-
te sich in den letzten dreieinhalb Jah-
ren in eine neue Rolle zu finden. Nicht 
nur, dass sie nicht mehr die größte Op-
positionsfraktion im Deutschen Bundes-
tag war – sie musste sich die Rolle der 
Opposition auch noch, neben Grünen 
und FDP, mit der in Teilen offen faschis-
tisch agierenden, so genannten Alter-
native für Deutschland teilen, welche 
nunmehr die größte Oppositionsfrak-
tion im Parlament stellte. Unsere Frak-
tion hatte – wie die anderen demokra-
tisch gesinnten Fraktionen auch – mit 
einem Agieren, einer Wortwahl und in-
haltlichen Niedertracht seitens der AfD 
zu tun, die im Bundestag bislang unbe-
kannt war. 

Eine zu Ende gehende Wahlperiode 
ist ein angemessener Zeitpunkt, Bilanz 
zu ziehen. 69 Abgeordnete stellt DIE 

LINKE im Bundestag, 6 davon sind vom 
Landesverband Sachsen der Partei auf-
gestellt und gewählt worden. Auf Initia-
tive des Stadtverbandes Leipzig unserer 
Partei haben die sächsischen Abgeord-
neten Bilanz ihrer parlamentarischen 
Arbeit gezogen. Ein guter Gedanke, wie 
wir fanden, weshalb wir die Texte der 
Genoss:innen mit freundlicher Geneh-
migung der Leipziger übernommen und 
zu einer kleinen Beilage zusammenge-
fügt haben. Ihr findet die Beiträge auf 
den folgenden Seiten, denen sich noch 
ein Ausblick auf die Diskussion des Ent-
wurfes für ein Wahlprogramm mit eini-
gen markanten Terminen bis zu dessen 
Beschluss auf dem Bundesparteitag an-
schließt. Es gibt viel zu tun, um – wie 
die eingangs zitierte Einleitung des Ent-
wurfes endet – gemeinsam das Land zu 
verändern.  Uwe Schaarschmidt

BILANZ PARLAMENTARISCHER ARBEIT

Gemeinsam  
das Land verändern 
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Versuch einer Bilanz und Blick auf unsere künftigen Aufgaben.

nen für Hartz IV: Jenen, die damit leben 
müssen. Mit dutzenden Anfragen an die 
Regierung haben wir zudem Infos Be-
ratungsstellen bereitgestellt. Ein Höhe-
punkt war unser Hearing zu 15 Jahren 
Kampf gegen Hartz IV bei dem wir ge-
meinsam mit Aktivist:innen gemeinsa-
me Erfolge gefeiert haben. Ein weiteres 
Hearing bereiten wir für den 7. Mai 2021 
vor. Als Opposition Bilanz zu ziehen, ist 

Zur Person

Katja Kipping (43) ist Literatur­
wissenschaftlerin und seit 
2005 Mitglied des Deutschen 
Bundestages. Die Dresdnerin 
begann ihre politische Lauf­
bahn im Dresdner Stadtrat und 
dem Sächsischen Landtag, 
dem sie von 1999 bis 2005 an­
gehörte. Im Bundestag war sie 
von 2009 bis 2012 Vorsitzen­
de des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales. Von 2007 bis 
2012 war sie stellvertretende 
Parteivorsitzende der LINKEN, 
seit 2012 war sie bis 2021 ge­
meinsam mit Bernd Riexinger 
Co­Vorsitzende der Partei.

Katja Kipping im Juli 2019 bei den Kolleg:innen der Riesaer Nudelwerke zur 
Unterstützung im Arbeitskampf.

Wenn im Bundestag über Armut gespro-
chen wird, sind dies selten Sternstun-
den des Parlaments. Abfälligkeiten ge-
genüber Armen treffen auf Klischees. 
Umso wichtiger war mir, als sozialpoli-
tische Sprecherin die Stimmen von Be-
troffenen hörbar zu machen.

Sozialpolitik auf Augenhöhe

Es gibt nur wenige in der Regierung, die 
wissen, was es heißt, wenn am Ende des 
Geldes noch zu viel vom Monat übrig 
ist. Das merkt man den Gesetzentwür-
fe an. Bei Anhörungen haben wir daher 
Selbstorganisationen Gehör verschafft. 
In Dresden bin ich regelmäßig am Job-
center. Bei einer Tasse Kaffee informie-
re ich mich direkt bei den Expert:in-

so eine Sache. Einfach ist, aufzuzählen, 
was man alles beantragt hat. Schwierig 
zu bilanzieren ist hingegen, was man 
damit erreicht hat – denn wenn die Re-
gierung was aufgreift, heftet sie sich die 
Meriten ans Revers. Ich konzentriere 
mich deshalb auf Punkte meiner Arbeit, 
wo wir Vorreiterinnen waren und im-
mer mehr überzeugen konnten.

Kindergrundsicherung

Anfangs mussten wir diese soziale Al-
ternative auch in der eigenen Fraktion 
durchkämpfen. Die sächsische LINKE 
war hier Ideengeberin. Inzwischen gibt 
es ein breites gesellschaftliches Bündnis 
Kindergrundsicherung. Unsere Frak-
tion hat dazu ein eigenes Konzept ein-
gebracht. Mittlerweile sind auch Grüne 
und SPD auf das Thema aufgesprungen. 

Gegen das Kleinrechnen  
der Hartz-IV-Sätze
Durch eigene Berechnungen haben wir 
nachgewiesen, dass ohne die übelsten 
Rechentricks die Anpassung der Hartz-
IV-Sätze bei Kindern je nach Alter zwi-
schen 50 und 100 Euro, bei Erwachse-
nen sogar 212 Euro (ohne Stromkosten) 
höher ausfallen muss. 

Grundrechte  
kürzt man nicht
Sanktionen bedeuten auch Druck auf 
die Löhne, da sie die Erpressbarkeit er-
höhen. DIE LINKE kämpft deshalb für 
Sanktionsfreiheit. Hier gibt es Bewe-
gung. Das Bundesverfassungsgericht 
hat Teile des Sanktionsregimes für ver-
fassungswidrig erklärt. Mittlerweile 
kündigt Hubertus Heil eine Abschwä-
chung der Sanktionen an, auch die 
Grünen haben sich da uns angeschlos-
sen. Der Kampf gegen Hartz IV ist mir 
eine Herzensangelegenheit. Anfangs 
standen wir ganz allein im Bundestag 
mit unserer Kritik. Inzwischen rücken 
auch die Parteien, die es einst einführ-
ten, davon ab. Das ist ein Erfolg unserer 
Beharrlichkeit. Und ich werde nicht ru-
hen, bis wir es ersetzt haben durch sozi-
ale Garantien und gute Arbeit. 

Coronakrise solidarisch 
bewältigen
Mit Beginn der Coronakrise explodierte 
mein Briefkasten, weil sich so viele mit 
existentiellen Sorgen meldeten. Mir war 
wichtig, allen zu antworten und Druck 
zu machen für Alternativen, wie Coro-
na-Zuschlag auf Sozialleistungen und 

Konsequent gegen  
Armut und Ausgrenzung

ein Überbrückungsgeld für Selbststän-
dige, das auch deren Lebenshaltungs-
kosten abdeckt. Ich thematisierte, wel-
che verheerende Wirkung die strikte 
Anrechnung des Partner:inneneinkom-
mens hat. Auf unseren Druck wurde 
immerhin das Kurzarbeitergeld etwas 
erhöht. Neben den akuten Hilfen ging 
es mir auch darum, die Debatte um die 
richtigen Konsequenzen aus dem Coro-
na-Schock zu befördern: das bedeutet 
auch, wirtschaftspolitisch umzusteu-
ern. Im Sommer gelang es, mit dem Ruf 
nach der Vier-Tage-Woche, Arbeitszeit-
verkürzung als Thema zu setzen.

Arbeitskämpfe

Wirklich froh war ich, dass sich die Be-
schäftigten im Osten energisch gegen 
Niedriglöhne zu wehren begonnen ha-
ben. So hatte ich Gelegenheit, den Strei-
kenden unsere Solidarität zu versichern 
und das Interesse der Medien auf sie zu 
lenken, auch Talkshows auf Beispiele – 
wie Riesaer Nudelwerk, Bautzner Senf 
oder Meißner Kabelwerk – hinzuweisen.

 
Einmal mehr hat sich gezeigt: Wir wer-
den gebraucht, wir LINKE sind das sozi-
ale Gewissen und Vorreiterin für soziale 
Alternativen in diesem Land! 

 Katja Kipping

Einmal mehr hat 
sich gezeigt: Wir 
LINKE werden 
gebraucht.
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Zur Person
André Hahn (57) ist Lehrer für 
Deutsch und Geschichte so­
wie Politikwissenschaftler. 
Von 1994 bis 2013 war er Mit­
glied des Sächsischen Land­
tages, dort von 1995 bis 2007 
Parlamentarischer Geschäfts­
führer und ab 2007 Fraktions­
vorsitzender der Fraktion DIE 
LINKE. Seit 2013 ist er Mit­
glied des Deutschen Bundes­
tages und dort stellvertre­
tender Fraktionsvorsitzender. 
Er kandidierte 2013 und 2017 
als Direktkandidat im Land­
kreis Sächsische Schweiz­Ost­
erzgebirge.

André Hahn auf einer Demonstration gegen Rassismus im Januar 2019 in Riesa

Oft unerwähnt: André Hahn ist auch Stürmer des FC Bundestag

Eine (Zwischen-)Bilanz von André Hahn.
Der größte Teil meiner Tätigkeit als Ab-
geordneter findet außerhalb des Plenar-
saales statt. Dazu gehören die Sitzungen 
in diversen Ausschüssen und Gremien, 
Gespräche mit Verbänden, Initiativen 
sowie mit Bürgerinnen und Bürgern, in 
Berlin ebenso wie im Wahlkreis. Meine 
fachlichen Aufgabenbereiche im Parla-
ment sind sehr vielfältig: Als stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender leite 
ich den für Innen- und Rechtspolitik zu-
ständigen Arbeitskreis der Fraktion. Ich 
bin Mitglied im Innenausschuss, im für 
die Geheimdienste zuständigen Parla-
mentarischen Kontrollgremium sowie 
im Sportausschuss, wo ich als Obmann 
der Fraktion fungiere. Zudem bin ich 
stellv. Mitglied im Tourismusausschuss 
und in den Parlamentarischen Gruppen 
Binnenschifffahrt, Schienenverkehr so-
wie Bahnlärm aktiv, weil all diese The-
men bei mir im Landkreis Sächsische 

Es bleibt  
noch viel zu tun

Schweiz-Osterzgebirge (SOE) und vor al-
lem im Oberen Elbtal eine wichtige Rol-
le spielen. Als stellvertretender Vorsit-
zender der Deutsch-Zentralasiatischen 
sowie Mitglied der Parlamentariergrup-
pen mit Russland sowie den ASEAN- 
Staaten engagiere ich mich auch im au-
ßenpolitischen Bereich. 

Die Mär von den  
»Einzelfällen«
Im Innenausschuss bin ich insbeson-
dere zuständig für die Bundespolizei, 
den Katastrophenschutz sowie die Ret-
tungsdienste, vom Roten Kreuz, über 
die Feuerwehren bis hin zum Techni-
schen Hilfswerk. Die Kontrolle der Ge-
heimdienste ist nicht nur eine sehr zä-
he, sondern bisweilen auch unmögliche 
Aufgabe, und dennoch müssen gerade 
wir als LINKE, die wir deren Abschaf-

fung anstreben, alle parlamentarischen 
Möglichkeiten nutzen, Rechtsverstöße 
und Missstände aufzudecken. Dass Ver-
fassungsschutz und Militärischer Ab-
schirmdienst heute die Existenz rechts-
extremer Netzwerke in Bundeswehr 
und Polizei nicht mehr leugnen können, 
nachdem jahrelang nur von »bedauerli-
chen Einzelfällen« gesprochen wurde, 
ist durch hartnäckige Anfragen und An-
träge ebenso mit mein Verdienst wie die 

überfällige Entlassung des Verfassungs-
schutzpräsidenten Maaßen, der nicht 
nur seine schützende Hand über die 
AfD hielt, sondern selbst rechte Positi-
onen vertritt. 

Als sportpolitischer Sprecher re-
de ich nicht nur über die Spitzenspor-
treform, die dringend notwendige Sa-
nierung von maroden Sportstätten im 
Land oder den Anti-Doping-Kampf, son-
dern bin auch nach wie vor selbst ak-
tiv als Stürmer und Vizepräsident des 
FC Bundestag. Ein paar Zahlen aus der 
19. Wahlperiode: 47 Bundestags-Reden, 
33 Kleine Anfragen, 10 Anträge sowie 
zahlreiche weitere Gesetzentwürfe und 

Wir alle  
müssen in den 
kommenden  
Monaten noch 
hart arbeiten.

parlamentarische Initiativen, an denen 
ich aktiv mitgewirkt habe. 43 münd-
liche Fragen und 125 schriftliche Fra-
gen an die Bundesregierung, darunter 
21 mit Bezug auf Sachsen. Über meine 
Arbeit berichte ich umfassend auf mei-
ner Homepage, im monatlichen Newslet-
ter »Roter Hahn« sowie in zahlreichen 
Presseinformationen. 

Im Wahlkreis verankert

Ein wichtiger Teil meiner Arbeit findet 
natürlich in meinem Wahlkreis Säch-
sische Schweiz-Osterzgebirge sowie in 
dem von mir mitbetreuten Landkreis 
Meißen statt. Seit 1994 bin ich Mitglied 
im Kreistag SOE und kenne dadurch die 
regionalen Probleme aus erster Hand. 
Über meine Wahlkreisbüros in Pirna, 
Sebnitz und Meißen, durch regelmäßige 
Veranstaltungen und Arbeitsbesuche 
in allen Regionen Sachsen gibt es enge 
Kontakte zu den Bürgerinnen und Bür-
gern, zu Vereinen und Verbänden sowie 
den Gliederungen unserer Partei. Die-
se kommunale Verankerung war und 
ist mir sehr wichtig, denn viele Geset-
ze, die in Berlin beschlossen werden, 
haben direkte Auswirkungen auf die 
Städte und Gemeinden. Auch deshalb 
möchte ich noch einmal für den Bundes-
tag kandidieren. Die aktuellen Umfra-
gen wie auch die schlechten Ergebnisse 
für DIE LINKE bei den letzten Wahlen 
in Sachsen bieten keinen Anlass zu 
Schulterklopfen oder Selbstzufrieden-
heit. Für unser Ziel, dass DIE LINKE am 
26. September wieder als starke Frakti-
on für soziale Gerechtigkeit und gegen 
Kriegseinsätze ins Parlament gewählt 
wird, müssen wir alle in den kommen-
den Monaten noch hart arbeiten. Ich 
will mich dabei gern weiter einbringen. 
 André Hahn
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Die Ära Merkel – eine Bilanz des wohnungspolitischen Versagens.

hohe Werte. Gleichzeitig ist die Anzahl 
der Sozialwohnungen bundesweit dra-
matisch eingebrochen. Auch hier spricht 
das Beispiel Leipzig Bände: gab es 2010 
noch knapp 45.000 Sozialwohnungen in 
der Stadt, so waren es 2018 nur noch 391. 
Die Liste des Versagens ließe sich ewig 
weiterführen. Um es einmal deutlich zu 
sagen: Die Ära Merkel ist eine Zeit des 
wohnungspolitischen Versagens. 

Mietendeckel nach  
Berliner Vorbild
Als LINKE haben wir immer konsequent 
gegen steigende Mieten gekämpft. So ha-
ben wir in dieser Legislaturperiode für 
einen Neustart im sozialen Wohnungs-
bau geworben. Unser Konzept ist dabei 
denkbar einfach: mit einem Wohnungs-
bauprogramm nach Wiener Vorbild wol-
len wir bundesweit 250.000 neue Sozi-
alwohnungen im Jahr sowie 130.000 
neue kommunale oder genossenschaft-
liche Wohnungen schaffen. Anstatt un-
serem Vorschlag zu folgen, verpulver-
te die Große Koalition lieber Milliarden 

Zur Person
Caren Lay (48) ist Diplom- 
Soziologin und seit 2009 Mit-
glied des Deutschen Bundes-
tags. Nach Ihrem Studium war 
sie als Lehrbeauftragte an der 
Freien Universität Berlin und 
von 2000 bis 2003 als parla-
mentarisch-wissenschaftliche 
Beraterin in der PDS-Fraktion 
im Sächsischen Landtag tätig. 
Von 2004 bis 2009 war Mit-
glied des Sächsischen Land-
tages und dort von 2007 bis 
2009 Parlamentarische Ge-
schäftsführerin. Sie war von 
2010 bis 2012 Bundesge-
schäftsführerin der LINKEN 
und danach von 2012 bis 2018 
stellvertretende Vorsitzende 
der Partei.
Im Deutschen Bundestag ist 
Caren Lay Stellvertretende 
Vorsitzende der Fraktion   
DIE LINKE im Bundestag und 
Sprecherin für Mieten-, Bau-,  
und Wohnungspolitik. Sie ist 
Obfrau im Ausschuss für Bau, 
Wohnen, Stadtentwicklung 
und Kommunen. Zudem gehört 
sie als ordentliches Mitglied 
dem Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare 
 Sicherheit an.

Die wohnungspolitische Sprecherin der LINKEN auf einer Kundgebung gegen den Mietenwahn in Berlin.

In diesem Herbst geht eine denkwürdi-
ge Legislaturperiode zu Ende. Es ist nicht 
nur die Legislatur, in der wir von der Co-
rona Pandemie heimgesucht wurden. Es 
ist zudem auch das voraussichtliche En-
de der Ära Angela Merkel. Sowohl die 
letzten knapp 3,5 Jahre in dieser Legis-
laturperiode als auch die gesamte Ära 
Merkel stehen dabei sozialpolitisch in 
keinem guten Licht. Insbesondere zeigt 
sich das in meinem Fachbereich, der 
Mietenpolitik. Hier wird das Versagen 
der langjährigen Regierungspartei CDU 
besonders deutlich: die Frage nach be-
zahlbaren Mieten ist neben der Abfede-
rung der Folgen der Corona-Pandemie 
durch verfehlte Politik der letzten Jahr-
zehnte die soziale Frage unserer Zeit. In 
sämtlichen Ballungszentren der Repu-
blik sind die Mieten in den letzten Jah-
ren regelrecht explodiert. In Leipzig stie-
gen die Mieten beispielsweise in der Zeit 
von 2009 bis 2020 um 42  Prozent. Mitt-
lerweile muss jeder siebte Haushalt in 
Deutschland mehr als 40  Prozent für die 
Miete aufwenden, in kaum einem ande-
ren europäischen Land gibt es ähnlich 

mit dem Baukindergeld für Besserver-
dienende. Für uns ist dagegen klar: Je-
der Cent mehr ist im öffentlichen Woh-
nungsbau richtig angelegt. Wohnungen 
sind Teil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge und gehören nicht in die Hände 
von Spekulanten oder börsennotierten 
Unternehmen. Dem Beispiel der rot-rot-
grünen Regierung in Berlin folgend, hat 
die Bundestagsfraktion der LINKEN be-
antragt, einen bundesweiten Mietende-
ckel einzuführen. Für Millionen Miete-
rinnen und Mieter hätte dies eine reale 
Ersparnis in ihrem Portemonnaie ge-
bracht. Auch dieser Vorschlag wurde 
abgelehnt, stattdessen dokterte die Gro-

Zeit für einen 
politischen Neustart

ße Koalition weiter an ihrer wirkungs-
losen Mietpreisbremse umher. Für uns 
war es völlig selbstverständlich, dass 
die Mieterinnen und Mieter nicht dieje-
nigen sein dürfen, die die Last der Coro-
na-Pandemie zu tragen haben. Auch hier 
haben CDU und SPD offensichtlich eine 
andere Meinung und stimmten gegen 
unseren Antrag, Kündigung von Miet-
verhältnissen während der gesamten 
Zeit der Pandemie auszusetzen. Ein so-
zialer Offenbarungseid der Großen Koa-
lition. Die AfD steht dieser Haltung im 
Übrigen in nichts nach und stimmte so-
wohl gegen den Sozialen Wohnungsbau 
als auch gegen die wirksame Begren-
zung der Mieten. 

Für uns ist klar: DIE LINKE ist die Par-
tei der Mieterinnen und Mieter. Wir wer-
den auch weiterhin gemeinsam an der 
Seite der Mieterinnen und Mieter für ei-
ne bessere Wohnungspolitik in diesem 
Land kämpfen. Nach der Ära Merkel ist 
es Zeit für einen politischen Neustart in 
Deutschland. Eine soziale Mietenpolitik 
ist dabei ein zentraler Baustein. 

 Caren Lay

Wir werden auch 
weiterhin für 
eine bessere 
Wohnungspolitik 
kämpfen.
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Zur Person
Sören Pellmann (44) ist von 
Beruf Grund- und Förder-
schullehrer und lebt in Leip-
zig, wo er auch Vorsitzender 
der Fraktion DIE LINKE im 
Leipziger Stadtrat ist, dem er 
seit dem Jahr 2009 angehört. 
Zu den Bundestagswahlen im 
Jahre 2017 errang er in Leip-
zig das einzige Direktmandat 
für die Linke außerhalb Berlins 
und damit erstmals ein Direkt-
mandat DIE LINKE in Sachsen 
bei Wahlen zum Deutschen 
Bundestag.

Armutsfeste Rente für alle! Rententour der sächsischen Landesgruppe der 
LINKEN im Bundestag.

Sören Pellmann bei einer Initiative von Menschen mit Behinderung.

Der Leipziger Bundestagsabgeordnete Sören Pellmann 
streitet für Inklusion und soziale Teilhabe.

Mit dem Gewinn des Direktmandates 
im Herbst 2017 ging es für mich von ei-
nem Tag auf den anderen vom Lehrer-
zimmer in den Bundestag. Als ausge-
bildeter Grund- und Förderschullehrer 
lagen und liegen mir Menschen mit Be-
hinderungen besonders am Herzen. Für 
deren Belange konnte ich mich als Frak-
tionssprecher für Inklusion und Teilha-
be in der zu Ende gehenden Legislatur 
intensiv einsetzen – im Übrigen nicht 
nur auf Bundesebene, sondern auch als 
Stadtrat und Fraktionsvorsitzender mei-
ner Partei im Leipziger Parlament. 

Dass diese Aufgabe dringend Not tut, 
da Menschen mit Behinderungen nach 
wie vor strukturell benachteiligt sind, 
beweist beispielsweise ein Blick in die 

Leben in Würde  
für alle Menschen

Arbeitsmarktdaten. Es wird deutlich, 
dass Angehörige dieser Personengrup-
pe deutlich häufiger von Arbeitslosig-
keit bedroht sind, im Schnitt verbleiben 
sie 15 Wochen länger in einer solchen 
prekären Situation. Zwar gibt es eine 
Pflicht für Unternehmen, fünf Prozent 
ihrer Arbeitsplätze an Menschen mit Be-
hinderung zu vergeben. Für einen gerin-

gen Beitrag können sich diese davon je-
doch freikaufen. Was für ein Hohn! 

Statt am ersten Arbeitsmarkt ein-
gesetzt zu werden, werden diese Men-
schen in Sonderarbeitswelten, wie 
Werkstätten vermittelt. Mit unserem 
Antrag »Gute Arbeit für Menschen mit 
Behinderung ermöglichen und sichern« 
soll es gelingen, den Arbeitsmarkt deut-
lich inklusiver zu gestalten. Unser An-
spruch im 21. Jahrhundert sollte eine 
inklusive Gesellschaft sein – frei von 
jeglicher Ausgrenzung. Und zwar nicht 
nur für Menschen mit Behinderung, 
sondern selbstverständlich auch für je-
ne in Hartz-IV-Bezug, mit ausländischen 
Wurzeln oder anderen.

Barrieren sind  
keine Seltenheit
Häufig hörte ich in der Vergangenheit, 
dass die Punkte »Inklusion und Teilha-
be« lediglich »Randthemen« seien. Aber 
wussten Sie, dass in Deutschland knapp 
acht Millionen Menschen mit einer Be-
hinderung leben? Darüber hinaus kön-
nen deren Probleme auch für Menschen 
ohne Behinderung relevant sein. Am 
spürbarsten ist dies sicherlich im Be-
reich der Barrierefreiheit. Allzu oft ist 
eine Vielzahl von Menschen im Alltag 
noch diskriminierenden Barrieren aus-
gesetzt. Insbesondere betroffen sind 
Seniorinnen und Senioren, aber auch 
Familien mit Kind oder anderen, auf 
Barrierefreiheit angewiesenen Men-
schen, geht es ähnlich. 

Unser Anspruch 
sollte eine  
inklusive Gesell-
schaft sein.

Manchmal ist der Einstieg in die 
Straßenbahn mit alten Tatra-Wagen be-
schwerlich oder gar nicht zu bewälti-
gen. Ein Kinobesuch wird aufgrund von 
vielen Stufen unmöglich oder beim Arzt 
tun sich unüberwindbare Hürden auf – 
derlei Beispiele gibt es leider noch im-
mer zuhauf. In Leipzig muss man sich 
nur einmal die Haltestellenhäuschen 
anschauen: Im Rahmen des Betreiber-
wechsels dieser Unterstellmöglichkei-
ten wurden diese teils rücksichtslos 
ausgetauscht und die bestehenden Blin-
denleitsysteme zugebaut. Dafür gab es 
den von mir ins Leben gerufenen Nega-
tivpreis »Barriere-Bambi«. Der Kandidat 
für den Preis 2020 steht auch schon fest, 
soll aber an dieser Stelle noch nicht ver-
raten werden. 

Es gibt noch viel zu tun

Solche Aktionen sind zwar medien-
wirksam, aber nicht das Kerngeschäft 
eines Bundestagsabgeordneten. Ins-
gesamt konnte ich gemeinsam mit der 
Fraktion DIE LINKE , auch aus solchen 
Anlässen heraus, zehn Anträge zur Ge-
währleistung der vollumfänglichen Bar-
rierefreiheit im Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in den Bundestag 
einbringen. Diese erstreckten sich vom 
barrierefreien Wohnen, über Mobilität, 
Sport und Kultur bis hin zu Barrieren 
im Internet. Leider hat sich die Große 
Koalition aus CDU/CSU und SPD hier 
zehnmal verweigert und dadurch unter 
anderem auch gegen ein Recht auf ei-
ne bezahlbare, menschenwürdige und 
diskriminierungsfrei zugängliche Woh-
nung gestimmt. Gleiches galt für alle 
unsere Anträge, die ein Leben in Würde 
für alle Menschen ermöglichen sollten. 
Dafür werde ich mich weiterhin und mit 
aller Kraft einsetzen. Sören Pellmann
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Die geringe Tarifbindung in Sachsen ist ein Problem 
für den gesamten Arbeitsmarkt.

Tarife sind kein Luxus

len Wirtschaftskrise nicht wieder (wie 
2008/2009) denen aufgebürdet werden, 
die schon vorher wenig hatten. Hierzu 
habe ich ein Spitzentreffen mit Gewerk-
schaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbän-
den initiiert – denn in Bündnissen ist 
DIE LINKE stärker.

Doch auch schon vor Beginn der Pan-
demie haben meine Fraktion und ich 
uns für Erwerbstätige und Erwerbslo-
se eingesetzt. Mir als Gewerkschafte-
rin besonders wichtig ist unsere Forde-
rung, die Tarifbindung zu stärken und 
den Mindestlohn deutlich anzuheben. 
Hier in Sachsen ist die Tarifbindung 
so gering wie in keinem anderen Bun-
desland. Wenn Tarifverträge leichter 
für allgemeinverbindlich erklärt wer-
den könnten, dann würde sich das für 
hunderttausende Beschäftigte in Sach-
sen spürbar im Portemonnaie bemerk-
bar machen.

grenzt erhalten. Außerdem wollen wir 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung 
einführen, die für ein Leben ohne Ar-
mut reicht.

Mit Blick auf die Erfahrungen in 
der Pandemie wollen wir auf dem Ar-
beitsmarkt dauerhafte Verbesserungen 
durchsetzen. So haben wir uns erneut 
dafür ausgesprochen, Minijobs in sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung 
umzuwandeln, nachdem im Frühjahr 
hunderttausende Minijobs weggebro-
chen waren. Selbstständige wollen wir 
zu vernünftigen Bedingungen und zu 
bezahlbaren Beiträgen in die Arbeitslo-
senversicherung einbeziehen, denn sie 
stehen derzeit meist ohne soziale Absi-
cherung da. Schließlich haben wir kurz-
fristige Verbesserungen in der Pande-
mie eingefordert. So haben wir dafür 
plädiert, die dreimonatige Verlänge-
rung des Arbeitslosengeldes auch 2021 
fortzuführen. Ebenso haben wir uns für 
einen Pandemiezuschlag auf Sozialleis-
tungen wie Hartz IV stark gemacht.

Auch in den nächsten Monaten wer-
den wir als Fraktion und ich persön-
lich nicht nachlassen, im Bundestag, in 
den Medien und auf der Straße Druck 
auf die Bundesregierung zu machen – 
damit nicht Menschen mit normalem 
und geringem Einkommen die Lasten 
der Krise tragen, sondern Vermögen-
de und große Unternehmen, die ihren 
Reichtum selbst während der Pandemie 
noch vermehren konnten. 2021 sind al-
so viele gemeinsame Kämpfe zu führen, 
in den Betrieben, in den Kommunen und 
im Bundestag. Sabine Zimmermann 

Zur Person

Sabine Zimmermann (60) ist 
von Beruf Baustofftechnolo-
gin. Nach ihrer Tätigkeit als 
Gewerkschaftssekretärin ist 
sie seit dem Jahr 2001 Vorsit-
zende der DGB-Region Vogt-
land-Zwickau. Nach ihren Aus-
tritt aus der SPD ist sie seit 
seit dem Jahr 2005 Mitglied 
des Deutschen Bundestages 
für DIE LINKE, der sie 2007 
beitrat. Ihr Wahlkreis ist die 
Stadt Zwickau. Im Bundestag 
war sie von 2012 bis 2013 Vor-
sitzende des Ausschusses für 
Arbeit und Soziales. Seit 2018 
übernahm sie den Vorsitz des 
Ausschusses für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend. Seit 
2019 ist Sabine Zimmermann 
Mitglied der Deutsch-Franzö-
sischen Parlamentarischen 
Versammlung. 

Wir werden 
nicht nachlassen, 
Druck auf die 
Bundesregierung 
zu machen.

Ohne Frieden ist alles nichts.

Als Gewerkschafterin unterwegs. Mit dem Vorstandsmitglied der Arbeitsagentur, 
Raimund Becker, in Zwickau.

Die Corona-Pandemie prägt den Alltag. 
Hunderttausende Menschen haben ih-
ren Arbeitsplatz verloren. Millionen 
sind in Kurzarbeit. Das bedeutet für vie-
le große wirtschaftliche Unsicherheit 
und massive finanzielle Einbußen. Trotz 
einiger Hilfen von Regierungsseite wur-
den Millionen Menschen mit ihren Pro-
blemen allein gelassen, besonders Ge-
ringverdienende, Solo-Selbstständige 
und Menschen, die Hartz IV beziehen – 
diejenigen also, deren Interessen auch 
sonst von den anderen Fraktionen oft 
übersehen und missachtet werden.

In dieser Legislaturperiode hat die 
Bundestagsfraktion DIE LINKE auch 
in der Pandemie eine klare Haltung ge-
zeigt und sich konsequent an die Seite 
der sozial Benachteiligten und der Er-
werbstätigen, besonders derjenigen mit 
kleinem Einkommen, gestellt. Es bleibt 
unser Ziel, dass die Kosten der aktuel-

Dauerhafte Verbesserungen 
durchsetzen
Als arbeitsmarktpolitische Sprecherin 
möchte ich auch unseren Vorschlag zur 
Stärkung der Arbeitslosenversicherung 
hervorheben. Er hat vier Säulen: Die ers-
te ist ein leichterer Zugang, auch bei kur-
zen Beitragszeiten, die zweite eine länge-
re Bezugsdauer. Drittens wollen wir das 
Arbeitslosengeld anheben. Auch das 
Kurzarbeitergeld wollen wir erhöhen, 
vom ersten Tag an auf 90  Prozent des 
letzten Nettoentgelts und 100  Prozent 
bei Mindestlohnbeschäftigten. Gerade 
in Sachsen mit seinem hohen Niedrig-
lohnanteil würden davon viele Kurzar-
beitende profitieren. Ebenfalls in Höhe 
von 90  Prozent fordern wir ein Weiter-
bildungsgeld, denn mit Blick auf die Um-
brüche durch Klimawandel und Digita-
lisierung sollte die Wirtschaftskrise für 
gute Weiterbildung genutzt werden. Als 
vierte Säule fordern wir eine neue bei-
tragsfinanzierte Anschlussleistung für 
alle Erwerbslosen, das Arbeitslosengeld 
Plus. Es soll wie das Arbeitslosengeld 
in der Höhe lohnbezogen sein. Langjäh-
rig Beschäftigte sollen es zeitlich unbe-



März 2021 SPEZIAL 11

Michael Leutert in Annaberg mit sächsischen Genoss:innen im Gespräch über die Probleme im Erzgebirge.

Bei der Blockade der Naziaufmärsche zum 13. Februar in Dresden, 2012.

Wie knapp die Förderung der Demokratiearbeit an ihrer 
Abschaffung vorbeischrammte.
Das deutsche öffentliche Sozialsystem 
ist mangelhaft, repressiv, bürokratisch. 
Es ist nicht in der Lage, Armut und sozia-
le Ungerechtigkeiten zu beheben. Es hat 
drei Bereiche:

Als Haushälter hatte ich in dieser 
Legislatur insbesondere in der zweiten 
Hälfte alle Hände voll zu tun. Der Fokus 
in der Pandemie lag für mich als Haupt-
berichterstatter für das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung insbesondere 
auf Schwellen- und Drittländer und die 
Frage, was wir tun können, um diesen 
ohnehin schon mit Problemen krisen-
gebeutelten Staaten zu unterstützen. 
Man darf nicht vergessen: in Ostafri-
ka und Südasien wütete nicht nur das 
Virus, sondern zerstörte die Heuschre-
ckenplage auch Ernten für Millionen 
von Menschen. In Zentralafrika kamen 
noch schwere Überflutungen hinzu, die 
die Lage verschärften. Bundesminister 
Müller hatte in einer Sondersitzung der 
Berichterstatter sofort zugesichert, zu-
sätzliche Mittel bereitzustellen, um die 
drohende Hungersnot zu mindern. Es 
geht in der Entwicklungszusammenar-
beit aber auch um eine gerechte Vertei-
lung der Impfdosen. Die Pandemie wird 
erst überstanden sein, wenn alle Länder 
die Möglichkeit haben, sich gegen das 
Virus zu schützen.

Rettung in letzter Minute

Innenpolitisch war diese Legislatur 
aber auch ein Kampf um den Erhalt 
der Zivilgesellschaft: »Demokratie le-
ben!« sollte seitens des SPD-geführten 

Haushaltspolitik  
und Demokratie

Familienministeriums Ende 2019 mas-
siv gekürzt werden. Viele Vereine und 
Träger quer durch Deutschland reagier-
ten zurecht entrüstet und entsetzt. Und 
auch für mich, dessen Wahlkreis Chem-
nitz erst ein Jahr vorher, 2018, national 
traurige Berühmtheit aufgrund des ras-
sistischen Mordes an Daniel H. erlang-

te, war das völlig inakzeptabel. Es war 
mir ein persönliches Anliegen, alles zu 
tun, um das zu verhindern. Mein Büro 
und ich haben uns daran gemacht, Ab-
lehnungsbescheide zu sammeln und 
Berichtsanforderungen im Familien-
ministerium zu stellen, um ein genau-
eres Bild zu bekommen. Viele Stimmen 

konnten somit im parlamentarischen 
und ministerialen Diskurs gehört wer-
den. Wir haben aufgeschlüsselt, dass 
langjährige und etablierte Träger der 
Demokratieförderung zugunsten von 
neu geschaffenen Doppelstrukturen 
aus der Förderung fallen. Wir haben 
genau hingeschaut, was diese Kürzun-
gen in der sächsischen Zivilgesellschaft 
anrichten würden. Wichtig war mir bei 
meiner Kritik auch, dass die Idee eines 
Modellprojektes, das heißt, dass sich 
ein Bildungsträger nach wenigen Jah-
ren finanziell selbst tragen muss, im-
mer kritisiert. 

Bildung und zivilgesellschaftliches 
Engagement darf nicht profitorientiert 
sein! Erst in allerletzter Minute, wäh-
rend der Haushaltsbereinigungssitzung 
Ende 2019, gab es ein Einlenken der Re-
gierungskoalition. Die für 2020 geplan-
te Kürzung wurde zurückgenommen, 
die Finanzplanung wieder nach oben 
korrigiert. Heute fällt natürlich kein 
Wort mehr darüber, dass man drauf und 
dran war, die Axt an die Demokratiear-
beit in Deutschland zu legen. 

Schwer erreichbare  
Kulturhauptstadt
In meinem Wahlkreis Chemnitz zeig-
te sich insbesondere in dieser Legisla-
tur, was wir erreichen können, wenn 
man über eigene Parteigrenze hinaus 
zusammenarbeitet. Zum einen war es 
dank des enormen Protestes möglich, die 
Karstadt-Filiale zu erhalten. Gemeinsam 
mit meinen Kollegen von der SPD, FDP 
und CDU habe ich mich in einem offenen 
Brief an die Geschäftsleitung gewandt 
und die Notwendigkeit dieses Stand-
ortes zu untermauern. Die Schließung 
wurde zurückgenommen, was eine gute 
Entscheidung war. Darüber hinaus wird 
Chemnitz 2025 Kulturhauptstadt. Das 
ist eine enorme Chance für die gesamte 
Region. Das Problem daran ist nur, dass 
Chemnitz überhaupt nicht an den Fern-
verkehr angeschlossen ist. Damit woll-
ten wir uns als Chemnitzer Abgeordne-
te nicht zufriedengeben. Wir drängten 
auch hier gemeinsam den sächsischen 
Ministerpräsidenten endlich zu handeln 
und die drittgrößte Stadt Chemnitz end-
lich anzubinden. Nach wochenlangem 
Schweigen kam Anfang Januar dann 
die Antwort: Ab 2022 wird es ein Fern-
verkehrsnetz Rostock–Berlin–Dresden–
Chemnitz geben!

Nun sind das bei weitem nicht alle Er-
folge, die mein Büro und ich zu verzeich-
nen haben. Aber zeigt dieser Ausschnitt, 
dass unsere Arbeit einen Unterschied 
macht. Ich höre als Abgeordneter auf, 
aber die Probleme müssen weiter sozial 
angegangen werden. Ich drücke uns da-
für 2021 die Daumen!  Michael Leutert

Zur Person
Michael Leutert (46) ist 
 Diplom-Soziologe und war seit 
2005 Mitglied des Deutschen 
Bundestages. Sein Wahlkreis war 
die Stadt Chemnitz. Seit 2005 
war er Mitglied im Haushaltsaus-
schuss. Zudem war er Obmann im 
Rechnungs prüfungsausschuss. 
Von 2005 bis 2009 war er außer-
dem Obmann der Linksfraktion im 
Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe sowie men-
schenrechtspolitischer Sprecher 
der Fraktion DIE LINKE. Michael 
Leutert legte am 14. Februar 2021 
sein Bundestagsmandat nieder 
und arbeitet künftig für eine inter-
nationale Organisation in der Ent-
wicklungshilfe. 

Die Probleme 
müssen weiter  
sozial ange­
gangen werden.



mittendrin · Sozialistische Schrift für DresdenSPEZIAL12

Keine Auslandseinsätze, keine Rüstungsexporte. Dabei bleibt es. Katja Kipping und Özlem Demirel vor dem Sitz von Rheinmetall, 
Deutschlands größter Waffenschmiede.

DIE LINKE und ihre Ziele für die Bundestagswahl 2021 und danach

Auf dem Weg
braucht eine neue Politik, die die tiefen 
sozialen Spaltungen wirklich überwin-
den will. Als sozialistische Partei stehen 
wir für eine Politik, die den Menschen 
und nicht das Profitstreben in den Mit-
telpunkt stellt. Ein moderierendes »Wei-
ter so« wird die vielfältigen Krisen unse-
rer Zeit nicht lösen können. 

Wir setzen uns für ein breites gesell-
schaftliches Bündnis und einen grund-
legenden sozial-ökologischen Rich-
tungswechsel ein. Das sind für uns die 
Maßstäbe, in eine Regierung einzutre-
ten oder sie zu unterstützen. DIE LIN-
KE ist zu einem solchen Politikwechsel 
bereit. Wir wollen einen grundlegen-
den Wandel, einen sozialen und ökolo-
gischen Systemwechsel. Wir stehen an 
der Seite von Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen, Mieter:inneninitiativen, 
Fridays For Future, Black Lives Matter, 
Seebrücke, von Sozialverbänden und 
den Friedensbewegungen. Andere wol-
len das Bündnis mit den Konzernen und 
trauen sich nicht zum Konflikt mit den 
Multi-Millionären. Wir stehen für un-
teilbare Solidarität der Vielen, die jeden 
Tag mit ihrer bezahlten und unbezahl-
ten Arbeit, mit Herzblut und Hoffnung 
diese Gesellschaft tragen und am Lau-

fen halten. Unteilbare Solidarität ist un-
ser Kompass in der Krise – auch gegen 
die Verschwörungstheorien, Hetze und 
Gewalt von rechts. 

Wir gehen in die Bundestagswahl 
mit einem Plan für eine gerechte Zu-
kunft. Wir haben die Ideen für eine 
funktionierende, solidarische und kli-
magerechte Gesellschaft. Das sind für 

uns die Maßstäbe, in eine Regierung 
einzutreten oder sie zu unterstützen. 
Wir kämpfen dafür, einen sozial-öko-
logischen und friedenspolitischen Po-
litikwechsel einzuleiten, statt die CDU 
weiter an der Macht zu belassen. Der 
Kampf um neue soziale Mehrheiten in 
der Gesellschaft und im Bundestag be-
ginnt jetzt. DIE LINKE ist bereit. Wir 
wissen, was wir ändern müssen und 
wie wir es bezahlen. Wir arbeiten mit 
allen, die Klimaschutz und soziale Ge-

Fahrplan zur 
Bundes tagswahl 
2021 
•  8. Januar: Erste  

Vor stellung des Wahl    - 
pro gramm entwurfs,  
anschließend Diskussion 

• März bis Mai: Weiter-
bildungsreihe »Elektro-
provod« zur digitalen  
Öffentlichkeitsarbeit 

• 20. März: Foren für inhalt-
liche Debatten zum Wahl-
programm, mit besonde-
rem Schwerpunkt auf den 
Kernthemen 

• bis Ende März: Wahl der 
Direktkandidat:innen in 
Sachsen 

• 10. April: Parteivorstand 
beschließt Entwurf Bundes-
tagswahlprogramm 

• 12. April: Präsentati-
on des Entwurfes für das 
Bundes tagswahlprogramm 
mit bereits nominierten 
Kandidat*innen 

• 16. April: Kreisvorsitzen-
den- und Aktionskonferenz 

• 22. April: Der Wahl pro-
grammentwurf wird als 
Leitantrag veröffentlicht. 
Beginn Antragsverfahren, 

• 24. April: Landes ver-
treter:innenversammlung 
Sachsen 

• 19. Juni: Bundesparteitag 
zur Verabschiedung des 
Wahlprogramms 

• Juli: Präsentation der 
Kampagne und Wahlkampf 

• 26. September:  
Bundestagswahl 

Diskussion mit 
Katja Kipping
Dresdner Genoss:innen ha-
ben die Möglichkeit, mit Kat-
ja  Kipping und dem Stadt-
vorstand zu diskutieren: 
Donnerstag, 18. März,  
ab 19.30 Uhr, im Rahmen 
der Stadtvorstandssitzung. 
Die Einladung und Einwahlda-
ten erhaltet Ihr wie gewohnt 
über den digitalen Mitglieder-
brief oder telefonisch in der 
Stadtgeschäftsstelle. Die Sit-
zung findet digital statt, Ihr 
könnt Euch aber auch telefo-
nisch einwählen.

Auf uns kommt 
es an, auf jeden 
und jede.

rechtigkeit wollen. Wir machen uns 
auf den Weg mit allen, die bereit sind, 
für ein demokratisches Land, für ein 
gerechtes Land, für ein solidarisches 
Land zu streiten. Für ein Land für alle. 
Auf uns kommt es an, auf jeden und je-
de. Lasst uns gemeinsam das Land ver-
ändern. 

Das Wahlprogramm  
diskutieren – wie kann  
ich mitmachen?
Der Entwurf des Wahlprogramms liegt 
vor: LINKE Konzepte und Vorschläge, 
wie wir eine gute und gerechte Zukunft 
für alle erreichen. In den kommenden 
Wochen wird der Entwurf in der Mit-
gliedschaft diskutiert – in diesem Jahr 
digital. Dazu lädt euch der Bundesver-
band zu sechs Ratschlägen ein. Wie es 
dann weitergeht? Die Debatten fließen 
in den Entwurf des Wahlprogramms 
ein, der bis zum 22. April als Leitantrag 
für den Bundesparteitag veröffentlicht 
wird. Verabschiedet wird das Wahlpro-
gramm zur Bundestagswahl 2021 vom 
Bundesparteitag am 19. und 20. Juni.

Der Entwurf für das Wahlprogramm 
soll im März auf sechs Onlinekonferen-
zen diskutiert werden. Für die Teilnah-
me ist eine Anmeldung beim Bundes-
verband nötig. Uwe Schaarschmidt

Unser Land steht vor einer Richtungs-
entscheidung. Die Corona-Pandemie hat 
das Land nicht nur in die tiefste Wirt-
schaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg 
gerissen. Die Menschen haben am eige-
nen Leib erfahren, wie krisenanfällig 
das kapitalistische System ist und wie 
abhängig uns die globalen Produktions- 
und Lieferketten machen. Unser Land 
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Unsere Mitgliederzeitung bietet leider 
nicht den Raum, die Lebensleistung al-
ler verstorbener Genossinnen und Ge-
nossen zu würdigen. Doch gerade in 
der gegenwärtigen Situation reduzierter 

Kontakte ist man geradezu herausgefordert, bei jedem 
Verlust innezuhalten: Den Menschen und das Mensch-
liche würdigen; seinen Einsatz für unser Streben nach 
einer gerechten Gesellschaft bewusst machen. Solida-
rität ist der Grundpfeiler auf dem diese Haltung auf-
baut. Dies ist mir als Vorsitzendem der Volkssolidarität 
(VS DD e.V.) besonders wichtig. 

Wenn nun der Verlust ein Ehepaar betrifft, das in 
seinem gemeinsamen Leben bis ins hohe Alter von 93 
Jahren von diesen Werten geleitet wurde, geht das be-
sonders nahe. Die Mitgliedergruppe 63 der Volkssolida-
rität »Am Trinitatisplatz« hat uns ihre Betroffenheit am 

Ableben von Ursula († 7. Dezember 2020) und Herbert 
(† 11. Januar 2021) Träber in einem Nachruf mitgeteilt. 
Ursula und Herbert – langjährige Parteimitglieder 
und Mitglieder der Volkssolidarität seit 1958 – haben 
sich für den Erhalt dieser Gemeinschaft vielfältig ein-
gesetzt und das Leben der Mitglieder und Freunde im 
Wohngebiet sehr aktiv und kreativ mitgestaltet. Neben 
der Betreuung der bis zu 300 (!) Mitglieder wurde ge-
wandert, gefeiert, gesungen, gemeinsame Fahrten or-
ganisiert und über aktuelle Themen diskutiert. Es galt 
immer das Motto »Miteinander – Füreinander« und hel-
fen, wo Not am Mann ist. Ursula wurde mehrfach mit 
Urkunden und Ehrengeschenk der Volkssolidarität ge-
würdigt. Herbert erhielt für sein außerordentliches 
Wirken sogar die höchsten Auszeichnungen: die Gol-
dene und die Silberne Solidaritätsnadel. Ich verneige 
mich vor Ihnen!  Rainer Kempe

Auch wenn der Dachboden des sogenann-
ten Heizhauses den Umbaumaßnahmen 
weichen musste, räumen wir Büchern 
im Haus der Begegnung buchstäblich 
viel Platz ein. Oftmals nehmen wir gan-

ze Bestände von Genossinnen und Genossen auf, die 
sich aufgrund von Umzügen verkleinern müssen. Bis-
her habe ich vor allem beim ML-Literatur gezielt jun-
ge Mitglieder angesprochen, von denen ich weiß, dass 
sie die Klassiker lesen und sie gern im Schrank ste-
hen haben. Außerdem haben wir das Tauschregal im 
Haus und ein die Büchertische am 1. Mai. Nun kommt 
ein weiteres Element dazu: ein Büchertausch schrank 
outdoor, also draußen und immer zugänglich. Nicht 
nur tagsüber während der Öffnungszeiten können Me-
dien (wir nehmen auch Videos und DVDs) getauscht 
werden. Wir füllen die Regalbretter natürlich unter 
anderem auch mit sozialistischer Literatur und hof-
fen, über diesen Umweg den ein oder die andere Le-
seratte von unseren Ideen überzeugen zu können. Der 
Schrank war übrigens mal ein Getränke-Kühlschrank 
und wurde uns von der Tafel Dresden geschenkt. Al-
so: Wenn ihr aussortiert, bringt die Bücher gern vorbei 
und überlasst sie den Tauschwilligen in Pieschen. 

 Kristin Hofmann

Gerechtigkeit  
in der Bildung 
Die Pandemie nagt an den Resten der Chancengleichheit.

Statt flüssigem Inhalt jetzt ein trockener Platz für 
den Büchertausch

ANSTELLE EINES NACHRUFS 

Verluste, die das Menschliche 
bewusst machen

TAUSCHBÜCHER IM HDB 

Trocken und 
sichtbar 

Muss über sieben oder mehr Bü-
cken gegangen werden, um die 
Bildung gerechter zu machen? 
Das ist nicht entscheidend, aber 
Bildung muss unbedingt gerech-
ter gestaltet werden. In Zeiten 
mit Präsenz-, Wechsel- und Dis-
tanzlernmodellen, ist außerdem 
die Frage erlaubt, ob Schule noch 
gesund ist. Momentan für die 
Lehrenden wohl ebenso wenig 
wie für die Lernenden. Das Fest-
halten an Leistungsnachweisen 
und vollem Stoff der Lehrpläne 
ist genau so überfordernd, wie 

ungeregelte Schulöffnungen und 
Notbetreuungen. Das Wechsel-
modell verdient noch am ehesten 
die Einschätzung, gerecht zu sein, 
da es zeitversetzt direkten päd-
agogischen Kontakt der Lehrer 
mit Kindern in kleineren Grup-
pen gewährleistet und individu-
elle Förderung einschließt.

Mehr Gerechtigkeit in der 
Schulbildung könnte hergestellt 
werden durch: 

•  Finden eines gerechten 
Schul modells, beispielswei-
se Gemeinschaftsschulen; 

• geeignete Bewertung der 
Schülerleistungen, beispiels-
weise. Abschaffung der Zen-
suren für jüngere Schüler; 

• angepasste Förderbedingun-
gen, beispielsweise mehr 
Gruppenarbeit und Individu-
albetreuung; 

• gute bauliche, technische 
und personelle Schulausstat-
tung, beispielsweise durch 
größeren Lehrer- und Sozial-
arbeiterpool. Ingrid Körner  

Welcher Plan für die Schulen auch immer: Es sollte bald einer 
erkennbar sein.

Hinweis  
für Leistungs­
empfänger 
(Laut Weisung der Bun­
desagentur für Arbeit) 
Ab Januar 2021 besteht 
rückwirkend ein An­
spruch auf Übernah­
me der Kosten für digi­
tale Endgeräte in Höhe 
von bis zu 350  Euro auf 
Zuschussbasis, wenn 
diese für das Home­
schooling benötigt,  aber 
nicht von den Schulen 
bereitgestellt werden. 
n Einen Musterantrag gibt 
es unter: https://tacheles­ 
sozialhilfe.de/startseite/
aktuelles/d/n/2739/
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Spätestens seit 2020 haben die meisten 
in der politischen Arbeit Erfahrungen 
mit digitalen Wahlen gemacht. Durch 
vermeintlich positive Erfahrungen 
wird nicht selten auch eine Versteti-
gung dieser Praxis über die Pandemie 
hinaus in Erwägung gezogen. Dabei 
werden die Gefahren und Risiken di-
gitaler Wahlen noch viel zu selten dis-
kutiert. 

Mit Wahlen drückt jede:r in einer 
Demokratie seine:ihre Meinung aus. 
Ohne das Vertrauen aller betroffenen 
Personen in die Prozesse bei Wahlen 
ist auch Demokratie nicht denkbar und 
sogar in Gefahr. Schon 2009 stellt das 
Bundesverfassungsgericht in einem 
Urteil fest, dass die Wahlgrundsätze 
den Einsatz von elektronischen Wahl-
geräten nicht zulassen. Begründet wird 
dies insbesondere mit dem Verweis auf 
Unmittelbarkeit und Transparenz der 
Wahl, da der Verlauf der eigenen Stim-
me nicht vollständig nachvollzogen 
werden kann. 

Wählen Menschen bei einer Urnen-
wahl mit physischen Wahlzetteln aus 
Papier, machen sie geheim ihr Kreuz 
und werfen den Zettel in eine versiegel-
te Urne. Sie können jeden Schritt von 
der Eröffnung der Wahl, über die Stim-
mabgabe, bis zur Auszählung selbst 
nachvollziehen und überprüfen. Dem-
entsprechend können sie sich am Ende 

Digitale Wahlen: eine 
Gefahr für die Demokratie
Die Digitalisierung durchdringt alle Bereiche der Gesellschaft. Aber ist das auch sinnvoll?

Physische Kontrolle für Jedermann wird an »Experten« ausgelagert oder findet gar nicht mehr statt.

sicher sein, dass auch die eigene Stim-
me genauso gezählt wird, wie sie abge-
geben wurde. Im gleichen Maße müss-
ten Wählende in der Lage sein, auch 
digitale Wahlen nachvollziehen zu kön-
nen. Die Stimmabgabe erfolgt elektro-
nisch, wird übermittelt und auch elek-
tronisch ausgezählt. 

Abbau der  
Kontrollinstanzen
Selbst bei ausreichender Transparenz 
der eingesetzten Systeme und Veröf-
fentlichung des Quellcodes braucht es 
einiges an Kenntnis in verschiedenen 
Feldern der Informatik, um genau nach-
vollziehen zu können was mit der eige-
nen Stimme passiert. Für Wählende, 
die nicht die nötige Expertise besitzen, 
ist der Ablauf einer digitalen Wahl ei-
ne Black Box und sie können sich nicht 
selbst davon überzeugen, dass ihre 
Stimme richtig gezählt wurde. Sie müss-
ten sich auf die Meinung von Expert:in-
nen verlassen. Doch genau das darf bei 
Wahlen als fundamentalster Form der 
Mitbestimmung nicht nötig sein.

Expert:innen im Bereich IT sind sich 
einig – digitale Wahlen sind nicht si-
cher und sollten nicht zum Einsatz kom-
men. Sie argumentieren eben wegen der 
fehlenden Transparenz, dass Manipula-
tionen deutlich einfacher möglich sind. 

geringer. Sollte der Verdacht auf Un-
rechtmäßigkeit bestehen ist es noch 
nicht einmal ohne weiteres möglich das 
Abstimmungsergebnis zu überprüfen 
und neu auszuzählen.

Zusammenfassend verspielen wir 
mit digitalen Wahlen auf allen Ebe-
nen Vertrauen in die Demokratie, was 

wir uns gerade in Zeiten in denen Ver-
schwörungstheorien und Fake News 
Hochkonjunktur haben, nicht leisten 
können. Wir brauchen Transparenz 
und Nachvollziehbarkeit in demokrati-
schen Prozessen und diese Werte kön-
nen nur durch physisch stattfindende 
Wahlen ohne digitale Unterstützung 
gewährleistet werden.

Jede digitale geheime Wahl oder 
Abstimmung schwächt diese Positi-
on und schafft Gewöhnungseffekte. Es 
darf nicht normal werden sich bei de-
mokratischer Beteiligung nur auf die 
eingesetzte Technik und nicht auf die 
Kontrolle jeder:s einzelnen verlassen 
zu müssen. Paul Senf

Die Bundestagswahl braucht 
Kandi datinnen und Kandidaten 
der LINKEN und die wollen wir, ge­
trennt nach den Wahlkreisen 159 
(linkselbisch, ohne Stadtbezirk 
Cotta) und 160 (rechtselbisch, da­
zu Stadtbezirk Cotta und Teile des 
Landkreises Bautzen) am 20. März 
mit Euch gemeinsam benennen. 
Bisher liegen folgende Kandida­
turen vor: für den Wahlkreis 159 –  
Katja Kipping und für den Wahl­
kreis 160 Silvio Lang und Jonas 
Leuwer.
Außerdem werden an diesem Tag 
die Vertreter:innen zur Landes­
vertreter:innenversammlung 
gewählt, insgesamt 22 Partei­

mitglieder aus Dresden. Die 
Corona­Ver ordnung erlaubt aus­
drücklich, zur Vor bereitung der 
Bundestagswahl solche Nominie­
rungsversammlungen durchzu­
führen. Die schriftliche Einladung 
bekommt ihr in den nächsten Ta­
gen per Post. Die Versammlungen 
finden im Dresdner Rathaus statt. 
Dabei werden wir – wie schon im 
vergangenen Herbst – beide Säle 
im Rathaus nutzen. Ihr bekommt 
am Einlass Euren Sitzbereich mit­
geteilt, die Teilnahme an der Dis­
kussion, Fragen und Fürreden ist 
gesichert. 
n Bei Fragen: Telefon 0351/8583801 
bzw. kontakt@dielinke-dresden.de 

Kreiswahlversammlungen am 20.März

Wir brauchen  
Transparenz  
und Nachvoll- 
zieh barkeit in  
demokratischen 
Prozessen

Hinzu kommt, dass im Gegensatz zu ei-
ner nicht digitalen Wahl, bei der viele 
Menschen beteiligt sind, mit einer di-
gitalen Umsetzung Kontrollinstanzen 
massiv abgebaut werden. Die Gefahr 
der Manipulation ist größer und die 
Wahrscheinlichkeit vorliegende Unre-
gelmäßigkeiten zu entdecken deutlich 
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Abseits der realen Welt

Tritt diese Situation zwischen Großkon-
zernen oder Hedgefonds auf, wird sich 
meist auf erträgliche Konsequenzen oder 
Gefallen geeinigt. Denn irgendwie sind ja 
alle vor allem am profitablen Status quo 
interessiert. Nicht zuletzt, weil oft sogar 
mehr Aktien verliehen werden, als ei-
gentlich existieren. Eine Praxis, die seit 
der Finanzkriese 2008 eigentlich illegal 
ist. Nur durchgesetzt werden solche Re-
geln eben nicht. Wieso auch, wenn es 
am Ende Altersvorsorgen und Uni-Fonds 
statt Firmen an den Kragen geht?

Für viele der involvierten Kaufenden 
von WallStreetBets geht es nicht aus-
schließlich um den Gewinn, sondern 
auch darum, dem Großkapital und Wall-
street Eliten eins auszuwischen. Es ist 
auch interessant zu beobachten, wie Me-
dien sich vermehrt auf die Seite des Gel-
des schlagen und die Privatinvestieren-
den als rücksichtslos, planlos oder sogar 
Verbrecher bezeichnen, die sich der 
Marktmanipulation schuldig machen. 
Börsen erschweren gerade den Zugang 
zum Handel, um mehr Schaden von 
shorten fernzuhalten. Genau mit diesen 
Praktiken haben sich Großkapitalbesit-
zende seit jeher auf Kosten von uns allen 
bereichert und den Aktienmarkt als ihr 
privates Casino betrachtet, ohne am En-
de die Rechnung zu bezahlen.

Handelt es sich bei diesem feuchten 
Traum aller Neoliberalen also um aus-
gleichende Gerechtigkeit in Form der 
unsichtbaren Hand des Marktes? Natür-
lich ist ein wenig Schadenfreude erlaubt, 
wenn Finanzhaie leiden. Zu bedenken ist, 
dass all diese Vorgänge unabhängig von 
der realen Welt passiert sind. Dennoch 
tragen am Ende echte Menschen die Kon-
sequenzen. Arbeitende werden am Ende 
entlassen, wenn nun an anderer Stelle 
Geld gespart und aus Firmen gepresst 
werden muss. Sozialleistungen leiden zu-
erst, wenn wieder eine Bank gerettet wer-
den muss. Ist es nicht dystopisch, wenn 
sich eine Generation gezwungen ist, an 
Börsen zu spekulieren, um eine ihnen 
gestohlene Zukunft zurückzugewinnen? 
 Emmanuel Diehl
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Es ist unerträglich, dass das Einkommen da-
rüber entscheidet, wer sich Sicherheit leis-
ten oder mit Bus und Bahn fahren kann. 
Klarer kann man die Spaltung dieser Ge-
sellschaft kaum zeigen. Während die Bun-

desregierung eine medizinische Maskenpflicht im öf-
fentlichen Raum und den Öffis beschlossen hat, bangen 
Millionen Menschen, die auch schon ohne Covid be-
lastet waren, um ihr Existenzminimum. Nun gibt es 
einen einmaligen Zuschuss. Die zusätzlichen pande-
miebedingten Kosten für Hygiene, Kommunikation, 

Ersatz für ausgefallene Schulverpflegung etc. fallen 
aber nicht nur einmalig an, sondern während der ge-
samten Pandemie. Union und SPD handeln zu spät und 
dann auch noch halbherzig. 

Wir wollen diese Menschen nicht im Stich lassen, 
der Stadtverband, Jugendverband und die Ortsver-
bände haben deshalb 1700 FPP2- Masken in Gorbitz, 
Prohlis, Strehlen, im Jägerpark und in der Johann-
stadt, sowie an mehrere Streetworker und Vereine 
verteilt. Gemeinsam bewältigen wir diese Krise, soli-
darisch!  Florian Berndt und Christopher Colditz

In den letzten Zügen des Januars im Jahr 
2021 ist die Aktie des Spielehändlers Ga-
meStop im Höhenflug. Nichts, was die 
Wallstreet nicht schon hunderte Male 
gesehen hätte. Dennoch lohnt es sich 
hier einmal genauer hinzusehen. Übli-
che Ursachen für den rasanten Anstieg 
einer Aktie sind Dinge wie gute Quar-
talszahlen, Konzernübernahmen mit 
massiven Entlassungen, Erfolgsverspre-
chungen durch CEOs oder Misserfolge 
der Konkurrenz.

Für den Höhenflug des Spielehänd-
lers sind WallStreetBets verantwortlich. 
Eine Internetcommunity für Börsenin-
teressierte. Ein wilder Mix aus Memes, 
Screenshots von Verlusten, satirischen 
Investmenttipps, Menschen, die Bör-
senkurse aus Chickennuggets lesen. Al-
so die Generation, die sich noch an die 
große Finanzkrise von 2008 erinnert, 
als die Wohnungsmarktblase geplatzt 
ist, Millionen ihren Job verloren haben 
und Unzählige aufgrund von kapitalisti-
scher Gier ihre Existenz verloren haben. 
Konsequenzen für die Banken, Hedge-
fonds und Kapitalbesitzende, die dies 
verursacht hatten blieben meist aus.

Vor einiger Zeit wurden Nutzende 
auf Hedgefonds aufmerksam, die ver-
mehrt die GameStop Aktie »shorteten«, 
also durch Leihen und Verkaufen, auf 
sinkende Kurse wetteten. Dadurch an-
geregt, entstand ein Gegentrend von 
Menschen, die die GameStop Aktie 
kauften, also auf steigende Kurse setz-
ten. Es wird ausgenutzt, dass die Akti-
en aus den Shorts irgendwann wieder 

Von der Absurdität 
der Märkte
Warum es eigentlich kein Grund zur Freude ist, 
wenn Hedgefonds Milliarden verlieren

Jenseits von realen Werten führen Börsen ein Eigenleben – mit realen Konsequenzen.

Interessant zu 
beobachten, wie 
sich Medien auf 
die Seite des 
Geldes schlagen.

KOSTENLOSE FFP2- MASKEN  
FÜR EINKOMMENSSCHWACHE

Keine Zwei-Masken-
Gesellschaft!

zurückgekauft werden müssen, egal zu 
welchem Preis. Für Spekulierende, die 
auf fallende Kurse gewettet haben na-
türlich ein Alptraum. Denn sie müssen 
dann, zu hohen Preisen, Aktien von den 
Menschen, die den Preis durch ihr Auf-
kaufen in die Höhe getrieben haben, 
zurückkaufen. Das ist ein sogenannter 
Short-Squeeze.
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Die polnische Partei für Recht und Ge-
rechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość: PiS) 
ist EU-skeptisch, nationalkonservativ, 
christdemokratisch und rechtspopulis-
tisch. Seit 2015 regiert sie in Polen mit 
absoluter Mehrheit. Die PiS ist auch kei-
ne Freundin der Selbstbestimmung der 
Frauen, wenn diese ein anderes Welt-
bild haben. Frauen haben für die PiS das 
Recht, selbst zu bestimmen, wann sie 
Kinder in die Welt setzen wollen. Doch 
die Entscheidung, ob sie Kinder bekom-
men sollen, gesteht die PiS ihnen nicht zu. 

Solidarität mit  
Polens Frauen 
Der Kampf gegen ein reaktionäres Frauenbild – mitten in Europa

Kleiderbügel als Symbol der Unterdrückung. Seit Jahren kämpfen Polens Frauen gegen die Verschärfung der Abtreibungsgesetze.

Letzten Oktober 
gingen Tausende 
auf die Straßen. 
Dieser Protest 
soll nicht un­
gehört bleiben.

Schon 2016 erfolgte der erste Angriff 
auf das Abtreibungsrecht. Am 23.   Sep-
tember 2016 stimmte die Mehrheit der 
Abgeordneten des polnischen Unterhau-
ses (Sejm) in erster Lesung für eine weite-
re Verschärfung des Abtreibungsrechts. 
So durfte eine schwangere Frau ihr un-
geborenes Kind noch in drei Fällen ab-
treiben: erstens wenn ihr eigenes Leben 
in Gefahr war, zweitens wenn das Kind 
schwer krank oder behindert sein würde 
und drittens wenn es durch ein Verbre-
chen oder durch Inzest gezeugt wurde.

Keine unabhängige  
Gerichtsbarkeit
Frauen und Ärzt*innen, die gegen die Ab-
treibungsregelungen verstießen, droh-
ten mehrjährige Haftstrafen. Die geplan-
te Verschärfung des Abtreibungsrechts 
wurde von Menschenrechtler:innen und 
Frauenbewegungen kritisiert. Anfang 
Oktober 2016 demonstrierten landes-
weit der Polizei nach etwa 100.000 Men-
schen gegen dieses faktisch komplette 
Abtreibungsverbot. Die Proteste waren 
erfolgreich und der Gesetzesvorschlag 
bekam keine Mehrheit im polnischen 
Unterhaus. 

Doch die Angriffe der PiS gingen 
weiter. Das inzwischen weitgehend von 
der Regierung kontrollierte polnische 
Verfassungsgericht sprach im Oktober 
2020 ein De-facto-Abtreibungsverbot aus. 

Daraufhin beschloss das Europaparla-
ment mit großer fraktionsübergreifen-
der Mehrheit eine Resolution, die pol-
nischen Frauen das Recht auf sexuelle 
Selbstbestimmung zugesteht und vor 
der Einschränkung der Grundrechte von 
Frauen warnt. Zugleich gab es in Polen 
landesweite Proteste. Im letzten Oktober 
gingen Tausende von polnischen Bürge-
rinnen und Bürger auf die Straßen. Die-
ser Protest soll nicht ungehört bleiben. 
Am 12. März wird es deshalb im Rahmen 
des Frauen*kampftages eine Onlinever-
anstaltung unseres Europabüros mit pol-
nischen Akteur:innen geben. Es wird um 
die aktuellen Kämpfe, die gegenwärti-
gen Auswirkungen des Urteils des Ver-
fassungsgerichts sowie den Alltag von 
Frauen in Polen gehen. 

Nähere Informationen gibt es auf 
meiner Internetseite, bei Facebook und 
Instagram.  Dr. Cornelia Ernst

EUROPA
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Wer waren die Ausbilder bzw. die 
Lehrer an der Polizeischule Hellerau? 
Einer von ihnen war der Taktiklehrer 
und letzte Kommandeur Fritz Göhler. Er 
wurde 1897 in Dresden als Sohn eines 
Professors geboren. Neben seiner um-
fangreichen Lehrtätigkeit war er unter 
anderem von 1940 bis 1941 Bataillons-
kommandeur des sogenannten Ski-Ba-
taillon 251 in Norwegen und von 1942 bis 
1943 Kommandeur des motorisierten Po-
lizeiregiments 5 in Belgrad. Im Febru-
ar 1946 wurde er in Dresden verhaftet. 

Wo wurden die in Hellerau ausgebilde-
ten Polizeieinheiten eingesetzt? Dies 
konnte man bereits im September 1939 
in der NSDAP-Gauzeitung »Freiheits-
kampf« lesen. Dort wurde die Rolle der 
Polizeibataillone sehr offen geschil-
dert: »Die deutsche Armee […] hatte al-
le Mühe, dem weichenden Feinde auf 
den Fersen zu bleiben und musste es 
den nachrückenden Kräften überlas-
sen, ihr den Rücken frei zu halten und 
im besetzten Gebiet den nicht min-
der wich tigen Kampf hinter der Front 
schnell und, wenn nötig, rücksichtslos 
zu Ende zu führen. 

Dies war und ist in der Hauptsache 
Aufgabe der […] Formationen der Ord-
nungspolizei […] Wir erfahren von den 
Aktionen im Bromberger Gebiet, wo ein 
Polizeibataillon im Verein mit den Ka-
meraden der Sicherheits  polizei einge-
setzt war und marodierende polnische 
Banden unschädlich machte […] Unsere 
[…] deutsche Polizei sorgt in jeder Bezie-
hung für Ordnung und Sicherheit […] In 
Sosnowitz machten die Polizeibataillo-
ne mit Insurgenten und Dachschützen 
nach Straßenkämpfen und Hausdurch-
suchungen kurzen Prozeß.«

Noch ist die gesamte Geschichte der 
Polizeischule aufzuarbeiten, aber be-
reits jetzt gibt es erste Hinweise, bei-
spielsweise auf eine Verbindung von 
Hellerau zur Ermordung der Einwohner 
von Lidice.

Von Hellerau über 
Lidice nach Waldheim
An dieser Stelle folgt der dritte und letzte Teil über die Aufarbeitung 
der Geschichte des Festspielhauses Hellerau.

Diesmal war es anders: die rechten Fraktionen AfD 
und Freie Wähler haben die Entscheidung mit ihrem 
Minderheitenrecht in den Stadtrat gehoben. Das hat an 
der Entscheidung nicht das Mindeste geändert. Aber 
es hat die betroffenen Kulturschaffenden und Künst-
ler:innen verunsichert und schikaniert. Sie wussten 
nicht, ob sie in diesen schweren Zeiten der pandemie-
bedingten Einschränkungen ihrer Arbeit nicht noch 
weitere Unsicherheiten abfangen mussten. Das ist ge-
nau so gewollt von den Rechten im Rat. Sie haben sich 
auf die Kultur der freien Szene eingeschossen und 
werden auch weiterhin Versuche unternehmen, Kul-
turförderungen zu verhindern. Ihre Argumente dage-
gen sind nicht fachlich – ja, hanebüchen. Zum Glück 
stehen die demokratischen Fraktionen geschlossen 
für eine sich stetig weiter entwickelnde Kulturförde-
rung. Freie Träger der Kunst- und Kulturarbeit in der 
Stadt verdienen Anerkennung und Wertschätzung 
und keine Schikanen. Magnus Hecht

KOMMUNALE KULTURFÖRDERUNG BESCHLOSSEN

Nun kann’s weitergehen

Das Haupthaus des Festspielhauses Hellerau.

Das Blockieren von AfD und Freien Wählern trug keine 
Früchte – die Kommunale Kulturförderung wurde 
mehrheitlich beschlossen.

bataillons«. Für die Neuausgabe des 
Buches 1954 wurde die Sprache an die 
neue Zeit angepasst; die Taktikübungen 
fanden aber immer noch in Hellerau 
und Umgebung statt. Beide waren spä-
ter Mitbegründer der sog. Kameraden-
hilfe, die unter anderem Absprachen 
und »Rechtsberatung« zwischen den 
ehemaligen Angehörigen der Polizei-
bataillone bei drohenden Ermittlungen 
in der BRD organisierte. 1991 rehabili-
tierte ihn das Bezirksgericht Dresden, 
bevor er 1995 starb.

Johannes Wirth war – ebenso wie 
Hermann Franz – bereits ab 1923 Ver-
bindungsmann der NSDAP in der säch-
sischen Polizei; unter anderem bildete er 
den Frontbann und SA-Führer in Dres-
den aus. Er galt als Seele der national-

sozialistischen Organisation in der säch-
sischen Polizei vor 1933, ohne dass er 
offiziell Mitglied der NSDAP war. Seit 
etwa Mitte des Jahres 1940 war er der 
wahrscheinlich am längsten in Hel-
lerau tätige Ausbilder und Komman-
deur. Zum Ende des Krieges wurde in 
Hellerau die Polizeibrigade Wirth für 
die Verteidigung der in Christianstadt 
ansässigen Sprengstofffabrik aufge-
stellt, ausgebildet und eingesetzt. Die 
Rolle dieser Polizeibrigade ist erst in 
Ansätzen erforscht. Auch die Geschich-
te der Südtiroler, die ab Sommer 1943 
in Hellerau ausgebildet wurden, muss 
noch aufgearbeitet werden. Ab Oktober 
1943 dolmetschten diese für die eben-
falls in Hellerau für die italienische SS 
ausgebildeten hunderte italienische 
Freiwillige. Esther Ludwig

1950 wurde er in der DDR während der 
Waldheimer Prozesse wegen Beihilfe 
zu Verbrechen gegen die Menschlich-
keit als einer der Hauptverbrecher zu 20 
Jahren Zuchthaus verurteilt. 1954 wur-
de die Strafe auf zehn Jahre reduziert; 
später wurde er entlassen. Kurz danach 
ging er in die Bundesrepublik.

1942 verfasste Göhler zusammen mit 
Hanns bzw. Johannes Wirth, ebenfalls 
Ausbilder und Kommandeur in Hellerau, 
das Buch »Schutzpolizei im Kampfein-
satz. Handbuch der Taktik des Polizei-

Die Rolle dieser 
Polizeibrigade ist 
erst in Ansätzen 
erforscht. 

Endlich ist sie beschlossen, die dringend be-
nötigte Kulturförderung der Stadt Dresden. 
Über 70 Institutionen – von der Volkshoch-
schule bis zum Musikclub, vom Geschichts-
verein bis zur Migrantenorganisation – kön-

nen also für dieses Jahr aufatmen. Sie bekommen Geld 
für Miete und Personal und können ihrer sinnvollen 
Arbeit nachgehen. Außerdem wurden fast hundert Pro-
jekte gefördert, darunter so renommierte wie die Stadt-
teilfeste, »Jugend musiziert« und diverse Ausstellungs-
programme. Eigentlich hätte die Entscheidung wie 
jedes Jahr noch im Dezember im Kulturausschuss fal-
len können, denn normalerweise wird die Kulturför-
derung zuvor in Facharbeitsgruppen diskutiert und 
schließlich am Ende es Jahres von den Fachpolitiker:in-
nen im Kulturausschuss beraten und beschlossen. 
Dass dies im alten Jahr stattfindet, ist wichtig, da die 
Kulturschaffenden, Künstler:innen und Akteur:innen 
Sicherheit für ihre Projekte brauchen.
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Konnten wir in den Jahren mit rot-
grün-roter Mehrheit noch einen 
deutlichen Ausbau der Gleichstel-
lungsarbeit durch zusätzliche Gel-
der im Haushalt bewirken, war es 
in den aktuellen Verhandlungen 
mit Grünen, CDU, SPD und FDP viel 
schwieriger, mehr Mittel bereitzu-
stellen. Weder bei der CDU noch 
bei der FDP spielt Gleichstellungs-
politik eine Rolle – im Gegenteil, 
sie wird sogar an manchen Stellen 
bekämpft. Einigen der von uns in 
den vergangenen Jahren neu aufge-
nommenen Angeboten drohte das 
Aus, so zum Beispiel dem Präven-
tionsprojekt »StoP – Stadtteile oh-

ne Partnergewalt« und der (Allein-)
Erziehendenmesse des Frauenför-
derwerkes.

Es ist uns in den Verhandlungen 
gelungen, die von Oberbürgermeis-
ter Hilbert vorgeschlagene Summe 
um weitere 150.000  Euro aufzusto-
cken, was ein großer Erfolg ist. Das 
bedeutet, alle bestehenden Projek-
te bleiben erhalten, kein Träger 
muss aufgeben. So gibt es weiter-
hin die mittlerweile gut etablierte 
 Arbeitslosenberatung für Frauen 
 im FrauenBildungsHaus, inklusive 
und integrative Anlauf- und Bera-
tungsstellen für Betroffene häusli-
cher Gewalt (D.I.K. – Dresdner Inter-

ven tions- und Koordinierungs stelle) 
und vielfältige Angebote in der Bil-
dungsarbeit  (z. B.*sowieso*  Frauen 
für Frauen e. V.).

Gerade in der Corona-Krise und 
den damit einhergehenden Ein-
schränkungen nehmen Probleme 
und Belastungen zu. Einer Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung zufolge 
sind es insbesondere Frauen, die 
den Großteil der Mehrarbeit stem-
men, die Betreuung und Beschu-
lung der Kinder übernehmen und 
die durch das viele Zu-Hause-Sein 
zusätzlich anfallende Hausarbeit 
erledigen. Gleichzeitig sind einige 
von der Krise besonders hart be-
troffene Branchen klassische Frau-
enberufe und von Jobverlusten be-
droht (zum Beispiel das Hotel- und 
Gaststättengewerbe) oder aber von 
massiver Mehrarbeit belastet (zum 
Beispiel die Pflegebranche und der 
gesamte Bildungsbereich). 

Vor dem Hintergrund erscheint 
es zynisch, dass der Oberbürger-
meister gerade in den Bereichen 
des Haushalts, die Frauen in ver-
schiedenen Situationen Unterstüt-
zung bieten, Kürzungen einplant. 
Das konnten wir abwenden. Dar-
über hinaus gilt es nun besonders, 
die Auswirkungen der Corona-Kri-
se zu analysieren und daraus ent-
standene zusätzliche oder gänzlich 
neue Bedarfe aufzugreifen.

 Pia Barkow

Zum Jahresbeginn gab es eine gute 
Nachricht für Hebammen und Ge-
burtshelfer in Dresden: Der Zuschuss 
für die Wochenbettbetreuung und 
Geburtshilfe wird weiterhin durch 

die Landeshauptstadt gezahlt. Für dieses und 
das kommende Jahr sind jeweils 200.000 Eu-
ro durch den Stadtrat beschlossen worden. Für 
folgende Leistungen können Zuschüsse bean-
tragt werden: Für jede Wochenbettbetreuung 
gibt es einen Zuschuss von einmalig 30 Euro. 
Jede begonnene Geburt in einem Geburtshaus 
oder in einer Praxis wird mit 100 Euro und ei-
ne begonnene Hausgeburt beziehungsweise 
Beleggeburt in einem Krankenhaus wird mit 
200 Euro bezuschusst. Die Redaktion
n Das Antragsformular ist unter  
www.dresden.de/geburtshilfe zu finden.

Finanzstabilität in der 
Gleichstellungsarbeit
Die Haushaltsverhandlungen sind abgeschlossen und 
glücklicherweise konnten die durch Oberbürgermeister 
Hilbert vorgesehenen Kürzungen abgewendet werden.

SOZIALES 

Geburtshilfe 
weiterhin 
gefördert

DAMENHYGIENEARTIKEL AUF ÖFFENTLICHEN TOILETTEN

Für alle Fälle kostenlos

Dank der Haushaltsverhandlung können wichtige Projekte in der Frauen-
Bildungsarbeit und Beratungsstellen erhalten bleiben.

Hebammen und Geburtshelfer werden in Dresden 
weiterhin unterstützt.

Neben Klopapier und Seife sollten auch Damenhygiene-
artikel auf öffentlichen Toiletten bereit gestellt werden.

Bereits im Kommunalwahlprogramm der 
LINKEN im Stadtverband Dresden heißt 
es: »Dresden stellt kostenlose Damenhygie-
neprodukte für den Bedarfsfall auf öffent-
lichen Toiletten zur Verfügung.« So sollen 

neben Toilettenpapier, Wasser und Seife auch künftig 
Hygieneprodukte für die Menstruation bereitgestellt 
werden. Um diese Forderung auch langfristig in Dres-
den umsetzen zu können, hat Stadtrat Tilo Kießling zu 
diesem Thema als ersten Schritt bereits Mitte Januar ei-
ne Anfrage an die Verwaltung gestellt, wie viel es ko-
sten würde, die insgesamt circa 1180 Toiletten in städ-
tischen Einrichtungen, die auch vom Publikumsverkehr 
benutzt werden, mit Damenhygieneartikeln auszustat-
ten. Den Vorstoß der SPD-Fraktion, die inzwischen ei-
nen entsprechenden Antrag eingebracht hat, begrüßt 

die Fraktion DIE LINKE ausdrücklich. Er bietet eine gu-
te Grundlage, um dieses Thema weiter zu bearbeiten 
und die Antworten aus der Anfrage bei der Beratung 
und Diskussion in den Ausschüssen einfließen zu las-
sen. Die Antwort der Verwaltung fiel folgendermaßen 
aus: Statte man die Toiletten mit einem Automaten aus, 
so würde diese Nachrüstung laut Stadtverwaltung et-
wa 400 Euro pro Toilette betragen, zuzüglich laufender 
Kosten für Materialien, gesicherte Geldtransporte und 
die Dienstleistungen für das regelmäßige Füllen und 
Reinigen der Automaten. Durch das große Angebot 
an Produkten gehe die Stadtverwaltung zudem von 
wachsenden Kosten aus, die bis jetzt nicht kalkulier-
bar seien. DIE LINKE wird sich auch trotz der ange-
spannten finanziellen Lage der Stadt für eine Umset-
zung dieser Forderung einsetzen. Die Redaktion
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Diskussion um 
die Vergabe der 
Außenwerbung

Die Parkgebühren sollten in einem Schritt und nicht in kleinen Dosen erhöht werden, fordert Stadtrat Tilo Wirtz.

Sichtbare Werbung in der Stadt ist oft auf so-
genannten Stadtmöbeln angebracht, also 
den Wartehäuschen, öffentlichen Toiletten, 
beleuchteten Werbesäulen oder hier und 
da auf Uhren. Für all diese Werbung im öf-

fentlichen Raum auf öffentlichen Anlagen ist eine Ge-
nehmigung erforderlich. Diese wird traditionell als 
Konzession an große Werbefirmen vergeben, deren Ge-
genleistung dann in Geld oder eben in der Errichtung 
und Unterhalt der Stadtmöbel liegt. Weil diese Kon-
zessionen nicht für alle Ewigkeit gelten, befasst sich 
der Stadtrat in größeren Abständen mit diesem The-
ma. Und weil es hier tatsächlich für die Stadt, aber 
natürlich auch für die Werbefirmen sehr viel Geld zu 
verdienen gilt, ist die Diskussion darum auch ziem-
lich intensiv. Deswegen hat der Stadtrat bereits im 
vergangenen Jahr die Verwaltung beauftragt, vor ei-
ner Ausschreibung der Außenwerberechte diese Aus-
schreibung dem Stadtrat vorzulegen und sich eine Be-
stätigung zu holen.

Unsere Fraktion ist der Meinung, dass sich die Stadt 
Dresden an der Berliner Vertragsgestaltung orientie-
ren sollte. Dort gehören die Wartehäuschen und ande-
ren Werbeträger nicht der Werbefirma, sondern den 
Verkehrsbetrieben. Die Werbefirma erhält nur das 
Recht, die Werbeinhalte einzubringen, das Geld was 
sie dafür zahlt reicht bei weitem für den Erhaltungs-
aufwand der Stadtmöbel. Damit gehören die öffentlich 
nutzbaren Einrichtungen der Stadt wieder der öffentli-
chen Hand, und über deutlich kurzfristigere Vertrags-
laufzeiten mit den Werbefirmen kann die Beteiligung 
der Stadt am wirtschaftlichen Erfolg noch weiter er-
höht werden. Und last but not least kann damit auch 
besser auf inhaltlich schwierige Werbung, wie zum 
Beispiel sexistische oder militaristische Werbung, Ein-
fluss genommen und diese verhindert werden.
 Tilo Kießling

Der Stadtrat debattiert über die Neufassung der 
Außenwerberechte.

Neben verkehrspolitischen Motiven traten spä-
testens mit dem Beschluss des Doppelhaushal-
tes 2021/22 auch finanzpolitische Aspekte hinzu. 
Demnach sind höhere Einnahmen aus Parkgebüh-
ren schlicht im Doppelhaushalt als fester Posten 
eingeplant. Aus der haushaltspolitischen Koopera-
tion aus Grünen, CDU, LINKEN, SPD und FDP ent-
stand daher die Verpflichtung, sich an einen Tisch 
zu setzen und einen gemeinsamen Kompromiss zu 
finden. Denn, wenn ein Drittel des Rates gar kei-
ne Erhöhung möchte, heißt ablehnt, ein Drittel ei-
ne gemäßigte und ein weiteres Drittel eine hohe 
fordert, gäbe es am Ende mangels Mehrheit gar 
nichts. Das wäre in jedem Fall zu wenig, denn die 
Parkgebühren wurden seit 2006 nicht mehr ange-
hoben, im Gegensatz zu den Fahrpreisen der DVB 
und der allgemeinen Inflation.

Der Oberbürgermeister war zwischenzeitlich 
auf Vorschläge aus dem Rat scheinbar eingegan-
gen und hatte seinerseits seinen ursprünglichen 
Vorschlag mit einem Änderungsantrag modifi-
ziert. Allerdings verschlimmbesserte er die Situa-
tion, indem er am Ende seine Preise insbesondere 
in den durch Anwohnerparken geprägten Zonen 2 
und 3 noch einmal erhöhte. Hinzu kam, dass die 
Verwaltung die Erhöhung in drei Stufen jährlich 
vornehmen wollte, was das Thema nicht nur bis 
zur Kommunalwahl 2024 in der Diskussion gehal-
ten, sondern auch noch pro Erhöhung 170.000 Euro 
zusätzlich gekostet hätte. Darüber bestand also auf 
der Seite des Stadtrates schon mal Einigkeit. Näm-
lich eine Erhöhung in einem Schritt und nicht in 
kleinen Dosen durchzuführen. Außerdem sollen 
Carsharing und E-Mobilität teils von Parkgebüh-
ren befreit werden. Dies ist für DIE LINKE schon 
ein Zugeständnis. Denn Neuwagen werden vor al-
lem von der oberen Vermögens- und Einkommenss-

kala neu zugelassen und von Firmen – und dabei 
noch üppig subventioniert.

Weiterhin war Konsens, dass es im Stadtzen-
trum, besser in Zone 1, weiterhin einen Tages-
maximaltarif geben soll. Für DIE LINKE kristal-
lisierte sich heraus, dass Hebammen, Sozial- und 
Pflegedienste und auch Handwerksbetriebe im 
Einsatz von Parkgebühren befreit werden sollen 
oder nur eine Pauschale entrichten. Dass eine 
Pflegekraft ihre Strecke bei Wind- und Wetter täg-
lich mit dem Fahrrad abfährt, sowieso aber schon 
einen Knochenjob machen muss, scheint nicht 
realistisch. Weitere wichtige Änderungen in der 
Vorlage sind voraussichtlich die Überführung der 
Antonstadt in die Parkzone 1 Stadtzentrum, um 
dem besonderen Parkdruck in der Neustadt zu 
entsprechen. Denn die Knappheit an Parkplätzen 
dort führt zu viel vergeblichem Parksuchverkehr.

Nicht nur für DIE LINKE ein Spannungsfeld, die 
Verteuerung des Autoverkehrs führt auch zu grü-
ner Gentrifizierung, denn die finanzielle Daumen-
schraube tut zuerst denen weh, die sich prekär ein 
Auto leisten. Die soziale Schere beim modal split, 
je wohlhabender, desto öfter wird mit dem Auto ge-
fahren, wird durch höhere Kosten nicht geschlos-
sen, sondern sie geht noch mehr auf. Tilo Wirtz

Verkehrswende  
oder Geldquelle?
Die Verhandlungen der Stadtratsfraktionen um  
die Erhöhung der Parkgebühren gingen in der zweiten 
Februarhälfte in die entscheidende Phase. 

Die soziale  
Schere wird durch 
höhere Kosten nicht 
geschlossen.
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Vor einigen Wochen wurden kurzfristig Pro-
benräume von etwa 150 Bands (circa 280 
Betroffene) gekündigt, die sich in einem 
alten sanierungsbedürftigen Gebäude in 
Klotzsche befinden. LINKEN-Stadträtin 

Anja Apel reagierte sofort und beriet darüber mit der 
Kulturbürgermeisterin Annekatrin Klepsch. Diese 
agierte sofort und trat mit den städtischen Betrieben 
in Kontakt um kurzfristig andere freistehende Räume 
als Proberäume anbieten zu können. So stehen zumin-
dest 500 Quadratmeter stehen nun durch die Drewag 
zur Verfügung. Das deckt aber nur ein Viertel des Be-
darfes ab. Zudem fand ein Gespräch zwischen dem Ei-
gentümer, der DD Immobiliengesellschaft GmbH und 
den Bands statt, moderiert durch die Bildungsbürger-
meisterin. Die Mietverträge werden nun noch einmal 
bis zum 31. Dezember 2021 verlängert und die Bands 
können in ihren Räumen weiter proben. Erfreulich ist, 
dass der Investor auch noch einmal die 60.000 Euro 
Mehrkosten übernimmt. DIE LINKE arbeitet derzeit an 
einer Lösung, wie den Dresdner Bands auch künftig 
von städtischer Seite aus geholfen werden kann.

 Die RedaktionUnter Corona ist auch das 
städtische Regieren kom-
pliziert geworden. Stadt-
ratsausschüsse mussten 
aus den Ausschussräu-

men in den Plenar- und den Festsaal 
des Rathauses umziehen, der Stadtrat 
selbst tagt in der Messe. Dieses Unge-
mach wollte der Landtag den kommu-
nalen Räten gern ersparen und verän-
derte noch 2020 die Gemeindeordnung 
so, dass künftig auch Online-Ratssit-
zungen möglich sind. Durchschlagend 
war die Wirkung freilich nicht. Zwar 
experimentierte man in Leipzig mit 
einem Online-Stadtrat, die Dresdner 
Ratsmitglieder mussten sich jedoch 
im Januar in der kalten Messehalle 
treffen. Vergessen hatte der Gesetzge-
ber eines: Videokonferenzen sind nur 
bei öffentlichen Sitzungen möglich. 
Schließlich weiß man ja nie, wer au-
ßerhalb des Blickwinkels der Compu-
terkamera sitzt. Nun gibt es aber im 
Stadtrat auch nichtöffentliche Tages-
ordnungspunkte; im Ausschuss ist fast 
alles nichtöffentlich: Mit öffentlichen 
Ausschusssitzungen tut sich die Säch-
sische Gemeindeordnung schwer, diese 
sind fast nie vorgesehen. Frage: Müs-
sen sich die Ratsmitglieder weiter mit 
Maske im Rathaus treffen oder könnte 
der lästige Virus sogar dazu führen, 
dass der Landtag künftig eine prinzipi-
ell transparentere Ratsarbeit erlaubt?
 Jens Matthis
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Hoffnung für 150 Dresdner Bands

Am Bundeswettbewerb »Naturstadt – Kommu-
nen schaffen Vielfalt« haben sich insgesamt 
310 Städte, Gemeinden und Landkreise be-
teiligt. Aus den Wettbewerbsbeiträgen wähl-
te eine Jury die 40 besten Projektideen aus. 

Darunter wurde Dresden mit 25.000 Euro Preisgeld aus-
gezeichnet. In den kommenden zwei Jahren wollen das 
Umweltamt der Stadt Dresden, der BUND Dresden und 
eine Wildbienenspezialistin mit dem Projekt »Dresdner 
Wildbienengärten« interessierte Kleingärtner für mehr 
Artenvielfalt in ihren Gärten begeistern und gemeinsam 
insektenfreundliche Lebensräume entwickeln – insbe-
sondere für die seltenen Solitärbienen und -wespen.

Die Fraktion DIE LINKE und der Stadtverband »Dresd-
ner Gartenfreunde«  e. V. begrüßen die Initiative, denn der 
Natur- und Artenschutz muss verstärkt auf Wildbienen 
gerichtet werden. So wirkt sich unter anderem auch die 
Nahrungskonkurrenz zur Honigbiene negativ auf den Be-
stand der Wildbienen aus. Hier gilt als Faustregel: Wildbie-
nenschutz nutzt immer den Honigbienen, aber Honigbie-
nenschutz nicht immer den Wildbienen! Katharina Hanser

UMWELT  

Naturstadtprojekt für  
mehr biologische Vielfalt

GANZ HINTEN LINKS

Streng 
geheim

Die Blaue Holzbiene ist mit einer Körperlänge von 23  
bis 28 Millimetern die größte heimische Wildbienenart.

Durch schnelles Engagement der LINKEN und Kulturbürger­
meisterin Anne Klepsch konnte den 150 Bands kurzfristig 
geholfen werden.

Finden Ausschuss­ und Ratssitzungen 
in Dresden bald online statt?

PANORAMA


